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1. Anlass und Ziel der Planung
1.1 Sicherung und behutsame Weiterentwicklung des Ortsbilds

Die Gemeinden im Rebland sind als stark nachgefragte Wohnlagen einem hohen
Veranderungsdruck unterworfen, der sich in der jingeren Vergangenheit v. a. in Zell-
Weierbach wiederholt in Bauvorhaben geaul3ert hat, die hinsichtlich Gro3e und Ku-
batur dem bislang vorhandenen stadtebaulichen Charakter widersprechen. Dabei hat
sich mehrfach gezeigt, dass die bauplanungsrechtlichen Vorschriften des § 34 Bau-
gesetzbuch (BauGB) nicht ausreichend sind, um die bauliche Weiterentwicklung der
Ortschaft in angemessener Weise zu steuern.

Ziel des Bebauungsplans ,Obertal” ist es in diesem Sinne, durch rahmensetzende
Regelungen die vorhandene stadtebauliche Struktur sowie das in erheblichen Teilen
noch historisch gepréagte Ortsbild im Ortskern von Zell-Weierbach zu sichern bzw.
behutsam weiter zu entwickeln.

Neben der Erarbeitung von Festsetzungen zur Art und zum Mal3 der baulichen Nut-
zung sowie zu den Uberbaubaren Grundstticksflachen auf Grundlage des § 9 Bauge-
setzbuch liegt ein inhaltlicher Schwerpunkt der Planungsaufgabe deswegen auf der
Entwicklung von Regelungen zur Baugestaltung, die auf Landesrecht beruhen und
als ,0rtliche Bauvorschriften nach § 9 Abs. 4 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 74
Landesbauordnung (LBO) in den Bebauungsplan integriert werden. Dadurch soll ei-
ne ortsbildvertragliche Steuerung von Bauvorhaben im Bestand sowie zur Nachver-
dichtung erreicht werden.

Ferner soll fir bestimmte Teilbereiche eine Regelung hinsichtlich eines Genehmi-
gungsvorbehalts fiir den Riickbau, die Anderung oder die Nutzungsanderung sowie
die Errichtung baulicher Anlagen in die Satzung aufgenommen werden (Erhaltungs-
satzung nach § 172 Baugesetzbuch).

1.2 Ableitung aus dem Ortsentwicklungskonzept Rebland

Die Aufstellung des Bebauungsplans steht im engen sachlichen Zusammenhang mit
Inhalten des am 29.05.2017 vom Gemeinderat der Stadt Offenburg beschlossenen
Ortsentwicklungskonzepts.

Dieses zielt vor dem Hintergrund des anhaltend hohen Entwicklungsdrucks innerhalb
der Reblandgemeinden unter anderem darauf ab, Fehlentwicklungen hinsichtlich des
Ortsbilds vorzubeugen, die die charakteristischen raumlichen Strukturen in Ram-
mersweier, Zell-Weierbach und Fessenbach tberformen. Mit dem Ortsentwicklungs-
konzept wurde ein rAumlicher Orientierungsrahmen geschaffen, um die Balance zwi-
schen dem Erhalt der vorhandenen Ortsbilder mit ihren historischen Siedlungsstruk-
turen einerseits und einer angemessenen Offenheit fur die Gestaltung von neuen
Bauvorhaben andererseits zu wahren. So formuliert das Ortsentwicklungskonzept als
Leitziel unter anderem die Erhaltung einer ,pragnanten Ortsidentitat®, das heil3t die
Wahrung der individuellen Ortsbilder durch behutsamen Umgang mit intakten histori-
schen Siedlungsstrukturen und Gestaltungsmerkmalen.

Im Rahmen des Ortsentwicklungskonzepts wird in diesem Zusammenhang als Hand-
lungsansatz eine Zonierung schitzenswerter Siedlungsbereiche vorgenommen, um
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angemessen auf die unterschiedliche raumliche Pragung innerhalb der Ortschaften
eingehen zu kdnnen. Diese Zonierung ist entsprechend der ortsiibergreifenden Mal3-
stablichkeit des Ortsentwicklungskonzepts als Abgrenzung von ,Suchraumen®, das
heil3t als grober raumlicher Rahmen, zu verstehen, den es auf nachfolgenden Ebe-
nen, also insbesondere im Rahmen der Aufstellung von Bebauungspléanen und Ge-
staltungsvorschriften, weiter auszudifferenzieren gilt. Dies kann sowohl auf eine Aus-
dehnung als auch auf eine Reduzierung der im Ortsentwicklungskonzept abgegrenz-
ten schutzbedurftigen Bereiche hinauslaufen.

Zunachst werden hierbei ,ortsbildpragende Siedlungsbereiche® abgegrenzt. Diese
umfassen die Gebiete der Ortschaften, die zumindest noch in Teilen von ihrem ur-
sprunglichen stadtebaulichen und architektonischen Charakter gepréagt sind. Zu
ihnen gehoren die historischen Siedlungsbereiche, pragende historische Gebaude
und Ensembles, Ortsdurchfahrten sowie topografisch exponierte Lagen. In diesen
Bereichen ist darauf zu achten, dass sich Neubauvorhaben in Hohenentwicklung und
Kubatur angemessen einfligen. Abgesehen vom westlichen Randbereich der Stral3e
Winkel liegt der vorgesehene Geltungsbereich des Bebauungsplans vollstandig in-
nerhalb der ,ortsbildpragenden Siedlungsbereiche®.

Ferner werden im Ortsentwicklungskonzept mehrere ,gestalterisch sensible Bereiche
mit besonderem Schutzbedlrfnis® zoniert. Diese umfassen Ensembles, die in hohem
Malfe im Originalzustand erhalten und von hoher gestalterischer Qualitat sind und fir
das Erscheinungsbild des Ortes unverzichtbar erscheinen. Diese besonderen En-
semblebereiche sind in hohem Mal3 empfindlich gegentber Stérungen. In diesen
Bereichen, so die Empfehlung des Ortsentwicklungskonzepts, sollte mit geeigneten
planungsrechtlichen Steuerungsinstrumenten sichergestellt werden, dass sich zu-
kuinftige Neubauten oder bauliche Anderungen an Geb&uden in stadtebaulich ver-
tretbarer Weise in das bestehende Ortsbild eingliedern. Zu den gestalterisch sensib-
len Bereichen mit besonderem Schutzbedurfnis gehort innerhalb des Geltungsbe-
reichs die Nordseite der SchulstralRe (Bereich 05 — Ortskern/Rathausgasse).

Ferner werden im Ortsentwicklungskonzept auch Aussagen getroffen hinsichtlich der
Eignung innerortlicher Flachenpotenziale fur eine bauliche Nutzung. Diese sind bei
der Festsetzung von tUberbaubaren Grundstticksflachen zu bertcksichtigen.

Das Ortsentwicklungskonzept stellt ein staddtebauliches Entwicklungskonzept im Sin-
ne des 8 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) dar. Die Inhalte des Ortsentwick-

lungskonzepts sind bei der Aufstellung des Bebauungsplans zu bertcksichtigen und
in die bauleitplanerische Abwéagung nach 8 1 Abs. 7 Baugesetzbuch (BauGB) einzu-
stellen.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans sollen somit die im Ortsentwicklungskon-
zept verankerten stadtebaulichen Ziele rechtsverbindlich umgesetzt werden. Insbe-
sondere die im Ortsentwicklungskonzept vorgenommene Zonierung der Schutzbe-
durftigkeit des Ortsbilds und die damit verbundenen baugestalterischen Anforderun-
gen sollen sich in den Festsetzungen des Bebauungsplans widerspiegeln.

2. Geltungsbereich
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Winkel 2“ befindet sich nordlich der

Ortsmitte von Zell-Weierbach. Im Nordosten wird der Geltungsbereich durch die
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WeinstralRe begrenzt. Die sudliche Grenze bildet die Schulstral3e. Im Westen endet
der Geltungsbereich an der Weingartenschule, wéhrend der Geltungsbereich des
rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 14 ,Winkel“ die nérdliche Grenze darstellt.

Die Abgrenzung des Geltungsbereichs erfolgte zunéchst aufgrund der durch das ge-
plante Bauvorhaben Winkel 11/13 dort bzw. in deren als ,Pufferzone” fungierenden
Umgebung ausgeldsten Planungserfordernisses. Die genaue Abgrenzung folgt au-
Rerdem bestehenden Bebauungsplangrenzen in der Umgebung (Bebauungsplan Nr.
14 ,Winkel“) sowie dem bereits vorhandenen Schutz von Teilbereichen im Umkreis
(Denkmalschutz fur Gebaude auf der Stidseite der Schulstralie).

Innerhalb des Plangebiets liegt die Nordseite der SchulstraRe (Bereich 05 — Orts-
kern/Rathausgasse) in einem im Ortsentwicklungskonzept gekennzeichneten ,gestal-
terisch sensiblen Bereich mit besonderem Schutzbedurfnis®. Hier sollen vergleichs-
weise restriktivere Festsetzungen insbhesondere zur Baugestaltung getroffen werden.

Allerdings besteht auch auf3erhalb dieses besonders sensiblen Bereichs eine Not-
wendigkeit zur Steuerung der Baugestaltung. GréR3tenteils liegen diese Bereiche in-
nerhalb der ebenfalls im Ortsentwicklungskonzept abgegrenzten ,ortsbildpragenden
Siedlungsbereiche®. Hier soll insbesondere durch Regelungen zur Gebaudehéhe und
durch einzelne weitere baugestalterische Regelungen (v. a. Gebaudekubatur) si-
chergestallt werden, dass von diesen Randlagen der Geltungsbereiche keine negati-
ven stadtebaulichen bzw. baugestalterischen Auswirkungen auf die besonders sen-
siblen Bereiche ausgehen. Diese Bereiche bilden somit eine ,Pufferzone“ zwischen
neuzeitlich gepragten Baugebieten am Siedlungsrand und den in Teilen noch histori-
schen Ortskernlagen, die sich in ihrem stadtebaulichen und baugestalterischen Cha-
rakter in verschiedener Weise voneinander unterscheiden, z. B. hinsichtlich Kubatur
und Geschossigkeit, Dachgestaltung, Freiflichengestaltung, Fassadengestaltung.

Wie im Ortsentwicklungskonzept dargestellt, befinden sich auch auf3erhalb des Gel-
tungsbereichs in der Ortslage Zell-Weierbach gestalterisch sensible Bereiche, bei-
spielsweise das Gebiet Obertal, fir welches ein separater Bebauungsplan aufgestellt
wird, sowie das Gebiet Weierbachle/Inselstralle ndrdlich des Geltungsbereichs und
der Ortskern Zell stidlich desselben. Aul3erdem sind die meisten der direkt an den
Geltungsbereich angrenzenden Bereiche im Ortsentwicklungskonzept als ortsbild-
pragend eingestuft. Fir diese Areale sind Bebauungsplanverfahren grundsatzlich
ebenfalls mdglich, falls Bedarf dazu besteht.

3. Bebauungsplanverfahren

Der Gemeinderat der Stadt Offenburg hat am 23.03.2015 nach Vorberatung im Pla-
nungsausschuss die Aufstellung des Bebauungsplans ,Winkel 2“ beschlossen.

Nach einer 6ffentlichen Vorstellung des ersten Planentwurfs im Ortschaftsrat Zell-
Weierbach am 27.07.2017 erfolgte im Zeitraum vom 31.08.2017 bis 22.09.2017 die
frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange. Diese wurde fir die Bebauungsplanentwirfe ,Winkel 2 und
,Obertal“ gemeinsam durchgefihrt.

Die Ziele des Bebauungsplans wurden durch eine Veranderungssperre im Sinne des

§ 14 Baugesetzbuch (BauGB) gesichert, welche am Tag des Planaufstellungsbe-

schlusses vom Gemeinderat der Stadt Offenburg beschlossen wurde. Konkreter An-
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lass hierfur war ein Baugesuch fir das Vorhaben Winkel 11/13. Mit den ohne Veran-
derungssperre im Plangebiet zur Anwendung gekommenen Zulassigkeitsvorschriften
des § 34 Baugesetzbuch (BauGB) wére eine Sicherung der Planungsziele nicht mdg-

lich gewesen.

Der Bebauungsplan Nr. 16 ,Winkel 2“ soll im beschleunigten Verfahren nach § 13a
Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt werden. Hierflr ist neben der Betrachtung der
Umweltbelange eine Vorprufung des Einzelfalls hinsichtlich der voraussichtlichen

Umwelteinwirkungen nach 8§ 13a Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) durchzuftih-

ren (vgl. Kapitel 10 und Anlage 2).

Verfahrensdaten Bebauungsplanverfahren:

Verfahrensschritt Termin
Vorberatung zur Aufstellung des Bebauungs- 02.03.2015
plans durch den Planungsausschuss.

Der Gemeinderat der Stadt Offenburg fasst den | 23.03.2015
Aufstellungsbeschluss fir den Bebauungsplan

~Winkel 2“.

Vorberatung des frihzeitigen Bebauungsplan- 27.07.2017

entwurfs im Ortschaftsrat Zell-Weierbach.

Durchfiihrung der friihzeitigen Offentlichkeitsbe-
teiligung geman 8§ 3 Abs. 1 BauGB und der frih-
zeitigen Beteiligung der Behdrden und sonstiger
Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB).

Gemeinsame Durchfiihrung fir
~Winkel 2“ und ,Obertal”
31.07.2017-22.09.2017

Vorberatung zu den in der frihzeitigen Beteili-
gung eingegangenen Stellungnahmen, zu dem
vorgelegten Entwurf des Bebauungsplans und
der ortlichen Bauvorschriften sowie zur Durch-
fuhrung der Offenlage und der Beteiligung der
Behorden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange im Ortschaftsrat Zell-Weierbach.

April/Mai 2018 (genaues Datum
stand zum Zeitpunkt der Ferstig-
stellung der Vorlage noch nicht
fest)

Vorberatung zu den in der friihzeitigen Beteili-
gung eingegangenen Stellungnahmen, zu dem
vorgelegten Entwurf des Bebauungsplans und
der ortlichen Bauvorschriften sowie zur Durch-
fuhrung der Offenlage und der Beteiligung der
Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange im Planungsausschuss.

16.05.2018

Der Gemeinderat behandelt die in der friihzeiti-
gen Beteiligung eingegangenen Stellungnah-
men, billigt den vorgelegten Entwurf des Bebau-
ungsplans und der 6rtliche Bauvorschriften und
beschliel3t die Durchfihrung der Offenlage und
der Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange.

18.06.2018

Offentliche Auslegung des Aufstellungsentwurfs
gem. 8 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) und
Beteiligung der Behdrden gem. § 4 Abs. 2 Bau-
gesetzbuch (BauGB).

Noch ausstehend

Vorberatung zum Satzungsbeschluss durch den

Noch ausstehend
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Ortschaftsrat Zell-Weierbach.

Vorberatung zum Satzungsbeschluss durch den | Noch ausstehend
Planungsausschuss.

Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat ge- | Noch ausstehend
mal § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB).

4. Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan

Im Flachennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Offenburg ist der Geltungs-
bereich als gemischte Bauflache dargestellt.

Im Sinne der Sicherung der bestehenden Nutzungen und entsprechend der Immissi-
onssituation ist im stdlichen Teil des Geltungsbereichs (Schulstral3e, Weinstralie)
erfolgt eine Festsetzung als Mischgebiet (MI) bzw. auf dem Flurstiick Zell-Weierbach
Nr. 537 Obertal an der Kreuzung Weinstral3e/Obertal als Dorfgebiet (MD). Die sons-
tigen Teile des Geltungsbereichs (Winkel) sind durch Wohnnutzung gepragt. Im Sin-
ne der Sicherung des Bestands ist eine Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet
(WA) vorgesehen.

Gemald § 8 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bebauungspléane aus dem Fl&-
chennutzungsplan zu entwickeln. In den Bereichen, die als Mischgebiet (MI) bzw.
Dorfgebiet (MD) festgesetzt sind, wird dem Entwicklungsgebot entsprochen. In den
Bereichen, die als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt sind, wird dem Entwick-
lungsgebot widersprochen.

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt. Gemaf § 13a Abs. 2
Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) kann ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des
Flachennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flachennut-
zungsplan geandert oder erganzt ist. Die geordnete stadtebauliche Entwicklung darf
nicht beeintrachtigt werden. Der Flachennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung
anzupassen.

Die vorliegende Planung beeintrachtigt hinsichtlich der Bereiche, die aufgrund der
Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet der Darstellung des Flachennutzungsplans
widersprechen, die stadtebauliche Entwicklung nicht. Der Flachennutzungsplan wird
in diesen Bereichen im Wege der Berichtigung angepasst.

5. Angaben zum Bestand
5.1 Lage und Topografie

Das Plangebiet befindet sich in der Ortsmitte von Zell-Weierbach, westlich der Wein-
stralRe (K 5326). Die genaue Lage des Geltungsbereichs wurde unter 2. dargelegt.

Das Plangebiet steigt von Nordosten bzw. Nordwesten nach Studwesten an, und
zwar von ca. 190 m t. NN auf bis zu 205 m 4. NN. Wahrend der Anstieg grél3tenteils
moderat verlauft, befindet sich das starkste Gefélle im Bereich der Grundstiicke auf
der Sudseite der Stral3e Winkel.




5.2  ErschlieBung

Die ErschlieRung des Plangebiets erfolgt Gber die unmittelbar dstlich bzw. nordéstlich
des Geltungsbereichs verlaufende Weinstral3e (K 5326). Ferner ist das Gebiet Uber
die Schulstral3e erreichbar.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb eines bereits be-
bauten Bereichs. Samtliche ErschlieBungsstral3en und —wege sind bereits vorhan-
den.

5.3 Bestehende Bebauung und Nutzung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt teilweise im historischen Siedlungs-
kern Zell-Weierbachs. Es handelt sich insofern um eine Planung im Bestand. Ent-
sprechend der Formulierungen des Ortsentwicklungskonzepts Rebland ist der Gel-
tungsbereich nahezu vollstandig als ,ortsbildpragender Siedlungsbereich® eingestuft;
dartiber hinaus gehend sind Teilbereiche als ,gestalterisch sensible Bereiche mit be-
sonderem Schutzbedurfnis“ gekennzeichnet.

In verschiedenen Teilen des Geltungsbereichs ist noch eine vergleichsweise hohe
Dichte von zumindest in Teilen historisch gepragter Bausubstanz vorhanden:

e Teilbereich Schulstral3e (Hausnummern 4, 6, 12, 16);

e Teilbereich Winkel (Hausnummern 10, 11, 12, 14, 19).

Die historische Bausubstanz ist insbesondere durch folgende Merkmale gepréagt:

¢ ein bis zwei Vollgeschosse mit geringer Geschosshohe;

e langgestreckte, rechteckige Grundform der Geb&ude, zumeist giebelstandige
Bauweise;

e Aufteilung in Wirtschafts- und Wohnteil;

e Dbei entsprechender Topografie hohe sichtbare Sockel; Hauseingéange haufig mit
Aul3entreppe;

e ungeteilte, ruhige Dachflachen, vergleichsweise starke Dachneigung, geringe
Kniestockhdhen, deutliche Dachiberstdnde an Traufe und Ortgang, Wetterdacher
an den Giebelseiten;

e z.T.einfache, freistehende Nebenanlagen mit gleicher Dachgestaltung

e sichtbares Fachwerk oder einfacher Putz;

e aufrechte Fensterformate, historische Fensterteilungen, Fensterladen, Holztore
im Wirtschaftsteil;

e offen einsehbare FreirAume um das Gebaude, griine Vorgarten und Garten;

e Einfriedungen auf Aufkantungen aus Naturstein;

e nur geringfugige Anpassungen des natirlichen Gelandeverlaufs.

Das urspringliche Erscheinungsbild der historischen Geb&udesubstanz ist allerdings
inzwischen haufig stark modifiziert worden, z. B. durch Aufstockungen, Gauben, vor-
geblendetes Fachwerk und Veranderung der Fensterformate.

Im Plangebiet liegen folgende Kulturdenkmale (Bau- und Kunstdenkmale) gem. 8§ 2
Denkmalschutzgesetz (DSchG):
o Schulstral3e 12 (Flst. Zell-Weierbach Nr. 512):

o Einhaus, am Eckstander bezeichnet 1839. Eingeschossiges Gebaude in
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Fachwerkbauweise, Kniestock mit Satteldach. Heute neuer Querbau ange-
fugt.
o Winkel (FlIst. Zell-Weierbach Nr. 522/1):

o Bildstock, wohl 16 Jh. Bildstock aus Sandstein mit grof3er Laterne. Sockel
auf quadratischem Grundriss. Schaft eingezogen mit abgefassten Kanten.
Urspriinglicher Standort wohl in der Schulstral3e, wieder aufgestellt 2016
im Gedenken an den 2015 verstorbenen Heimatforscher Gernot Kreutz.

Eingestreut in die von historischer Bausubstanz gepragten Bereiche sowie auf3erhalb
davon nahezu vollstandig ist die Bebauung insbesondere durch Gebaude gepragt,
die in jungerer Vergangenheit (ca. ab 1950) errichtet worden sind und in denen die
genannten ortsbildpragenden Gestaltungsmerkmale nicht ablesbar sind.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist tiberwiegend durch Wohnnutzung ge-
pragt. In dem als Mischgebiet (MI 1, Ml 2) festgesetzten studostlichen Bereich finden
sich ein Handwerksbetrieb (Fensterbau) und Laden zur Versorgung des Gebiets. In
dem als Dorfgebiet (MD) festgesetzten Bereich (Flurstiick Zell-Weierbach Nr. 537) an
der Kreuzung Weinstral3e/Obertal ist noch eine landwirtschaftliche Nutzung vorhan-
den, der entsprechende Entwicklungsmdglichkeiten eingeraumt werden sollen.

6. Stadtebauliches Konzept

Das stadtebauliche Konzept (vgl. Anlage 1) beruht insbesondere auf dem Ziel der
Sicherung der vorhandenen Pragung des Ortsbilds und einer behutsamen Weiter-
entwicklung in den Bereichen, wo dies ohne Beeintrachtigung des stadtebaulichen
Charakters maoglich ist.

Die in ihrer Gesamtheit das Ortsbild prdgenden Geb&ude kdnnen wie folgt grob un-
terteilt werden:
e Hauptgebaude
o Kulturdenkmale
o Einige Gebaude mit in Teilen historischer Gebaudesubstanz
o Zahlreiche Neubauten ab 1950
e Nebengebaude
o Fir eine Umnutzung geeignete Nebengeb&aude (erhaltenswert bzw. teil-
weise mit historischer Gebaudesubstanz)
o Sonstige Nebengebaude

Die vorhandenen, kleinteilig strukturierten Gebaude stellen das ,stadtebauliche
Grundgerust” dar, an dem sich die zukinftige baustrukturelle Entwicklung des Gel-
tungsbereichs orientieren soll:

e Zusatzliche Hauptgebaude sollen nur dort entstehen kdnnen, wo innerhalb der
bestehenden Siedlungsréander noch ausreichend groRe Flachen fir eine Bebau-
ung vorhanden sind. Hierbei sind die Darstellungen des Ortsentwicklungskon-
zepts bezuglich innerértlicher Flachenpotenziale zu beachten; auRerdem wird da-
bei auch auf die Erhaltung innerdrtlicher FreirAume Wert gelegt. Bei Neubauten
ist grundsatzlich auf eine passende Dimensionierung zu achten, unter Beruck-
sichtigung der vorgefundenen Geb&audestruktur.

e Bestehende Gebaude (Hauptanlagen) sollen sich nur in geringfigigem Mal3e er-
weitern kénnen.



e Bei Neubauten und Erweiterungen von Bestandsgeb&uden sollen eine Grundfla-
che von 150 m? und eine Traufhthe von 7 m als Obergrenze angesetzt werden.
Dabei kann der Flachenwert von 150 m? in Ausnahmeféllen tiberschritten werden,
wenn mit der Vergréf3erung keine negativen stadtebaulichen Auswirkungen ein-
hergehen.

e Es sollen Potenziale fur die Umnutzung von erhaltenswerten, teilweise histori-
schen Nebenanlagen genutzt werden.

e Ortshildpragende Ensembles sollen erhalten werden.

Die Baugestaltung bei Neubauten bzw. Anderungen im Bestand soll sich im Sinne
der Ortsbildsicherung an den ortstypischen Gestaltungsmerkmalen ausrichten bzw.
im Sinne eines sensiblen Umgangs mit der vorhandenen Gebaudestruktur so ausge-
fuhrt werden, dass ein stimmiges Gesamtbild entsteht.

Zur rechtsverbindlichen Umsetzung dieser Zielsetzungen sind entsprechende pla-
nungsrechtliche Planfestsetzungen und 6rtliche Bauvorschriften zur Regelung der
Baugestaltung zu entwickeln. Bei einem Teil der auszuarbeitenden Festsetzungen ist
rdumlich zu differenzieren zwischen den besonders schutzbedurftigen Bereichen
(,Bereich mit restriktiven Vorschriften zur Baugestaltung®, vgl. Anlage 1) und den Ub-
rigen Teilen des Geltungsbereichs, entsprechend der im Ortsentwicklungskonzept
vorgenommenen Zonierung von ,ortsbildpragenden Siedlungsbereichen® und ,gestal-
terisch sensiblen Bereichen mit besonderem Schutzbedurfnis®.

7. Planungsrechtliche Festsetzungen
7.1 Artder baulichen Nutzung

Die im Bebauungsplan vorgenommenen Festsetzungen zur Art der baulichen Nut-
zung tragen den im Gebiet vorhandenen Nutzungen Rechnung:

Im stiddstlichen Teil des Geltungsbereichs sind neben der Wohnnutzung auch
Handwerks- und Handelsbetriebe vorhanden. Zusatzlich ist dieser Bereich aufgrund
der vorhandenen Betriebe (Fensterbau, Schulstral3e 12), der gegenuber, auRerhalb
des Geltungsbereichs gelegenen Abtsberghalle und der Verkehrsbelastung auf der
WeinstralRe Larmimmissionen ausgesetzt. Im Sinne der planungsrechtlichen Siche-
rung der bestehenden Nutzungen und entsprechend der vorhandenen Immissionssi-
tuation ist im sudostlichen Teil des Geltungsbereichs (Schulstral3e, Weinstral3e) eine
Festsetzung als Mischgebiet (Ml 1, MI 2) erforderlich.

Auf dem Flurstiick Zell-Weierbach Nr. 537 ist landwirtschaftliche Nutzung vorhanden,
die in ihren Entwicklungsmdoglichkeiten grundsatzlich nicht eingeschrankt werden
soll. Die Immissionsbelastung ist vergleichbar mit jener im benachbarten Mischgebiet
(MI 1, MI 2). Im Sinne der planungsrechtlichen Sicherung der bestehenden Nutzun-
gen bzw. der Gewahrleistung von Entwicklungsmoglichkeiten und entsprechend der
vorhandenen Immissionssituation ist fur dieses Grundsttick eine Festsetzung als
Dorfgebiet (MD) erforderlich.

Die sonstigen Teile des Geltungsbereichs (Winkel, nérdlicher Teilbereich an der
WeinstralRe) sind durch Wohnnutzung gepréagt. Im Sinne der Sicherung des Be-
stands ist eine Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA 1, WA 2, WA 3, WA 4)
erforderlich.
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Zum Schutz des Ortsbilds und der vorhandenen Wohnnutzung werden sowohl im
Allgemeinen Wohngebiet (WA 1, WA 2, WA 3, WA 4), im Dorfgebiet (MD) und im
Mischgebiet (MI 1, MI 2) Tankstellen ausgeschlossen. Gleiches gilt innerhalb des
Dorfgebiets (MD) und Mischgebiets (Ml 1, Ml 2) fur Vergnigungsstétten, die im All-
gemeinen Wohngebiet entsprechend der Regelungen der Baunutzungsverordnung
ohnehin unzuléssig sind.

Konflikte durch auftretende Verkehrslarmimmissionen entlang der Weinstral3e kon-
nen durch die Festsetzung passiver Larmschutzmal3Bnahmen bewaltigt werden (siehe
unter 11.).

7.2 Mal der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung der Grundfla-
chenzahl. Auf eine planungsrechtliche Festsetzung zur Hohe der baulichen Anlagen
und zur Zahl der Vollgeschosse wurde verzichtet. Die Hohe der baulichen Anlagen
wird stattdessen im Rahmen der ortlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan ge-
regelt.

Grundflachenzahl

Fur Uberwiegende Teile des Geltungsbereichs wird eine Grundflachenzahl von 0,4
festgesetzt. Dies entspricht der in 8 17 Abs. 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
aufgefuhrten Obergrenze fur die Bestimmung des Mal3es der baulichen Nutzung in
allgemeinen Wohngebieten (WA 1, WA 2, WA 3, WA 4). Da der als Mischgebiet (Ml
1, MI 2) sowie der als Dorfgebiet (MD) festgesetzte Bereich hinsichtlich seiner Ge-
baudestruktur (bauliche Dichte, Verhaltnis von versiegelter Flache zu unversiegelter
Flache auf dem Grundstiick) im Wesentlichen keine anderen Eigenschaften aufweist
als der als allgemeines Wohngebiet festgesetzte Bereich, wurde die Grundflachen-
zahl von 0,4 fir diesen Teilbereich Gbernommen.

Dies entspricht dem in Teilen noch dorflichen Charakter des Geb&udebestands mit
eher aufgelockerter Bebauung und einem vergleichsweise hohen Anteil unversiegel-
ter Grundstuicksflachen.

Die vorhandene Grundstlicksausnutzung liegt auf einigen Baugrundstiicken im Be-
stand sogar noch unter der festgesetzten Grundflachenzahl von 0,4. Durch die enge,
am Bestand ausgerichtete Bemalf3ung der Uberbaubaren Grundstiicksgrenzen wird
bewirkt, dass die festgesetzte Grundflachenzahl zumindest durch die Grundflachen
von Hauptgebauden haufig nicht vollstdndig ausgenutzt werden kann. Entsprechend
der Vorschriften zur Berechnung der Grundflachenzahl gemaR § 19 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) sind jedoch nicht nur die Flachen von Hauptgebauden, son-
dern auch die Flachen von Stellplatzen und Garagen mit ihren Zufahrten sowie Ne-
benanlagen in die Berechnung einzubeziehen.

Durch die Festsetzung soll somit ermoglicht werden, dass insbesondere landwirt-

schaftliche Nebenanlagen errichtet werden kénnen, die die fir Gbrige Nebenanlagen
festgesetzte Maximalflache von 6 m? (deutlich) tiberschreiten kénnen.
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Im Bereich des bestehenden Fensterbaubetriebs in der SchulstraRe 12 (Flurstiick
Zell-Weierbach Nr. 512) wird abweichend von der sonstigen Vorgehensweise eine
Grundflachenzahl von 0,55 festgesetzt. Dies entspricht der bestehenden Grund-
sticksausnutzung. Mit der Festsetzung sollen Einschrdnkungen fur die bauliche Nut-
zung des Grundstiicks vermieden werden, wenn sich diese bis maximal im Umfang
des vorhandenen Bestands bewegt. Die Obergrenze einer GRZ von 0,6 fir Mischge-
biete gemalR § 17 Abs. 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) wird damit noch unter-
schritten.

Festsetzungen zur Zahl der Vollgeschosse und zur Hoéhe baulicher Anlagen

Gemal} 8 16 Abs. 3 Nr. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) ist bei der Festsetzung
des MalRes der baulichen Nutzung neben der Grundflachenzahl oder der Grol3e der
Grundflachen der baulichen Anlagen auch die Zahl der Vollgeschosse oder die Hohe
baulicher Anlagen im Bebauungsplan festzusetzen, wenn ohne ihre Festsetzung 6f-
fentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeintrachtigt wer-
den kdnnen.

Auf eine entsprechende planungsrechtliche Festsetzung wurde verzichtet, da 6ffent-
liche Belange nicht beeintrachtigt werden. Die Hohe der baulichen Anlagen wird im
Rahmen der o6rtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan geregelt. Die Belange
des Orts- und Landschaftsbilds werden somit beriicksichtigt.

7.3 Bauweise

Im Bebauungsplan wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Die Errichtung von
Gebéauden ist innerhalb der tberbaubaren Grundsttcksflachen entweder mit seitli-
chem Grenzabstand oder ohne seitlichen Grenzabstand zul&ssig, insoweit die fest-
gesetzten Uberbaubaren Grundsticksflachen bis an die Grundstiicksgrenze reichen.
Die Festsetzung bezlglich der ausnahmsweisen Zulassung von Baugrenziiber-
schreitungen ist dabei unbeachtlich — d. h. es ist nicht zulassig, nur aufgrund einer
ausnahmsweisen Zulassung einer Baugrenziberschreitung an die Grenze zu bauen,
wenn die festgesetzten GUberbaubaren Grundsticksflachen (,Baufenster®) nicht bis an
die Grenze reichen.

Im Falle einer Grenzbebauung kann die Errichtung von Nebenanlagen auf dem dort
angrenzenden Baugrundstiick nur unter Wahrung eines ausreichenden Abstands
zugelassen werden. Soweit die Uberbaubaren Grundstucksflachen mehrere Flursti-
cke umfassen, sind die Gebaude im Bereich der gemeinsamen seitlichen Nachbar-
grenze jeweils ohne seitlichen Grenzabstand aneinandergebaut zu errichten.

Die im Bestand vorhandenen Gebaude innerhalb des Geltungsbereichs wurden teil-
weise ohne seitlichen Grenzabstand zumindest auf einer Gebaudeseite errichtet.

Im Sinne der Sicherung des Ortsbilds werden eng am Bestand ausgerichtete Uber-
baubare Grundstucksflachen (,Baufenster”) festgesetzt. Um zu ermdglichen, dass im
Falle von uiber den Bestandsschutz hinaus gehenden Anderungen am Geb&ude oder
bei einem Neubau unabhangig von den bauordnungsrechtlichen Abstandsflachenre-
gelungen wieder uneingeschrankt innerhalb der festgesetzten Baufenster gebaut
werden kann, ist die Festsetzung einer abweichenden Bauweise erforderlich. Diese
gewahrleistet, dass unabhangig von der Bebauung auf dem Nachbargrundsttick und
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ohne entsprechende 6ffentlich-rechtliche Sicherung per Baulast an die Grenze ge-
baut werden darf.

Somit kann gewahrleistet werden, dass das bestehende Ortsbild im Zuge von Neu-
bauvorhaben oder Anderungen im Bestand bestehen bleiben kann. Bauordnungs-
rechtliche Belange (bspw. Brandschutz) werden im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens gepruft bzw. sind im Falle eines Kenntnisgabeverfahrens vom Bauherrn
bzw. Entwurfsverfasser zu beachten, sodass keine Beeintrachtigungen der Sicher-
heit der Wohnbevdlkerung entstehen.

Es liegen auch keine Beeintrachtigungen der Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse vor. Durch ausreichende Abstande zu benachbarten Gebauden,
die durch die entsprechende Festsetzung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen ge-
sichert sind, werden die Belichtung, Besonnung und Beluftung der Gebaude gewahr-
leistet. Zudem kann bei Grenzbebauung regelmalig nur eine Gebaudeseite auf der
Grenze errichtet werden, was dem Bestand entspricht. Nebenanlagen auf benach-
barten Grundstticken, deren Zulassigkeit aufRerhalb der Uberbaubaren Grundstiicks-
flachen im Ermessen der Baurechtsbehdrde liegt, missen einen ausreichenden Ab-
stand einhalten.

7.4 Uberbaubare Grundstiicksflachen

7.4.1 Lage und Dimensionierung der tberbaubaren Grundstiicksflachen

Durch die kleingliedrige Festsetzung von Uberbaubaren Grundstiicksflachen (,Bau-
fenster) kénnen die Stellung der Hauptgebaude auf dem Grundstiick sowie deren
flachenmafiige Dimensionierung gesteuert werden.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sollen weitere ,liberdimensionierte” Bau-
vorhaben vermieden werden. Diese Zielsetzung soll u. a. mittels am Bestand orien-
tierter Baufenster mit begrenzter Grof3e erreicht werden, die nur Bauvorhaben zulas-
sen, die sich flachenmalfig in die bestehende Gebaudestruktur einfugen. Auf bereits
realisierte, im Zusammenhang mit dem Ortsbild als zu groR3 einzustufende Bauvor-
haben soll dabei dennoch Rucksicht genommen werden.

Zudem wird durch die Festsetzung gesichert, dass aul3erhalb der Baufenster Haupt-
gebaude nicht errichtet werden kdnnen. Damit wird dazu beigetragen, dass die be-
stehende, aufgelockerte Gebaudestruktur bestehen bleibt.

Bei der Festsetzung der Uberbaubaren Grundsticksflachen im Einzelnen wurde fol-
gendermallen vorgegangen:

Schritt 1: Bestandsorientierte Verortung von tUberbaubaren Grundstticksfla-
chen

Zunachst wurden ,Baufenster” dort festgesetzt, wo im Bestand Hauptgebaude vor-
handen sind. Der Bestand wurde bei der Bemal3ung der Baufenster detailliert abge-
bildet. Damit wird ermdglicht, dass in Zukunft Hauptgebaude dort bauplanungsrecht-
lich zulassig sind, wo solche bereits im Bestand vorhanden sind.

Weiterhin wurden Baufenster in Bereichen vorhandener, aus stadtebaulicher Sicht
fur eine Umnutzung beispielsweise zu Wohnnutzung bevorzugt geeigneter Nebenan-
12



lagen und ehemals landwirtschaftlich genutzter Gebaude mit teilweise historischer
Gebaudesubstanz festgesetzt. Dies betrifft im Geltungsbereich ,Winkel 2 folgende
Flurstiicke:

Zell-Weierbach Nr. 517 (Schulstral3e 20);

Zell-Weierbach Nr. 525 (Winkel 10);

Zell-Weierbach Nr. 526 (Winkel 12);

Zell-Weierbach Nr. 537 (Weinstral3e 23a).

Schritt 2: ,,Glattung “von Uberbaubaren Grundsticksflachen
im Bereich von Bestandsgebauden

Bei Bestandsgebauden mit einer einfachen Gebaudegrundform (Rechteck) und einer
entsprechenden Bemaf3ung der Uberbaubaren Grundsticksflache war eine ,Glat-
tung“ des Baufensters stadtebaulich nicht erforderlich. Anderungen des Bestands
bzw. die Neuerrichtung von Hauptgebauden sind hier problemlos maéglich.

Bei Gebauden, die im Bestand eine eher feinstrukturierte Fassadengestaltung mit
Auskragungen bzw. Riuckspringen aufweisen, ist hingegen anzunehmen, dass eine
detaillierte Abbildung des Bestands bei der Baufensterfestsetzung Neubauten oder
Anderungen im Bestand erschweren wiirde, da in der Regel nicht mehr in der glei-
chen Form gebaut werden soll wie beim Altbestand.

Daher erfolgte in diesen Fallen fur die Festsetzung der Baufenster eine ,Glattung“ im
Vergleich zum Bestand, d. h. eine Begradigung von vorhandenen Auskragungen
bzw. Rluckspringen bei der Festsetzung von Baulinien und Baugrenzen. Diese ,Glat-
tung® erfolgte zunéchst nur dann, wenn das Baufenster dadurch eine Flache von 150
m? nicht Uiberschreitet. Dieser Wert sichert eine angemessene flachenmaRige Ge-
baudedimensionierung, die sich in den vorhandenen Gebaudebestand einfiigt, l1asst
aber fir die jeweiligen Eigentimer dennoch Spielraume bei der Gebaudestellung.

Die ,Glattung“ von Baufenstern betrifft im Geltungsbereich ,Winkel 2“ folgende Flur-
stucke:

Zell-Weierbach Nr. 507 (Schulstral3e 6);

Zell-Weierbach Nr. 507/1 (Schulstral3e 8);

Zell-Weierbach Nr. 511 (Schulstral3e 10);

Zell-Weierbach Nr. 534 (Winkel 4);

Zell-Weierbach Nr. 537 (Weinstral3e 23a);

Zell-Weierbach Nr. 541/3 (Weinstral3e 27);

Zell-Weierbach Nr. 552 (Weinstral3e 31);

Zell-Weierbach Nr. 555 (Winkel 31).

Bei Gebauden, die im Bestand bereits eine Grundflache von mehr als 150 m? aufwei-
sen, aber auch bei grenzstandiger Bebauung, wurde keine ,Glattung“ des Verlaufs
von Baulinien bzw. Baugrenzen vorgenommen, da in diesem Fall bereits der Bestand
eine Flache aufweist, die aufgrund der vorhandenen Gebaudestruktur in Zell-
Weierbach zuklnftig nicht Gberschritten werden soll. Der Bestand stellt hier somit
grundsatzlich das Maximum dessen dar, was in Zukunft an Gberbaubarer Grund-
stucksflache moglich ist.
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Schritt 3: Festsetzung von Uberbaubaren Grundsticksflachen, die vom Be-
stand abweichen

In mehreren Fallen wurde der Verwaltung von den Grundstiickseigentiimern bereits
informiert, dass in Zukunft eine vom Bestand abweichende Bebauung vorgesehen
ist. Sofern stadtebaulich vertretbar, wurde auf diesen Grundstiicken eine vom Be-
stand abweichende Uberbaubare Grundstiicksflache festgesetzt.

Dies betrifft folgende Grundsticke innerhalb des Geltungsbereichs:

e Zell-Weierbach Nr. 519 (Winkel 13): GemaR der Stellungnahme des Grundstick-
seigentumers soll das hier bestehende, ehemals als Wohnhaus genutzte Gebau-
de keiner neuen Nutzung zugefuhrt werden. Stattdessen ist eine Neubebauung
vorgesehen. Aus stadtebaulicher Sicht soll sich diese an der kleinteilig dimensio-
nierten Bestandsbebauung auf den 6stlichen Nachbargrundstiicken (Winkel 9, 9a,
9b, 9c) orientieren. Dementsprechend sind zwei Baufenster mit einer Flache von
jeweils 110 m? (10 x 11 m) festgesetzt. Aufgrund des vom Eigentiimer vorgese-
henen Erhalts des Gebaudes Winkel 11 ist die Erschlie3ung des Grundstticks fla-
chenaufwendig. Die Dimensionierung der Baufenster hat zum Ziel, neben der be-
notigten Flache fur Gebaude und Erschlie3ung in ausreichendem Umfang unver-
siegelte Grundsttcksflachen zu erméglichen.

Schritt 4: Zusatzliche Uberbaubare Grundstiucksflachen
auf bisher unbebauten Flachen

Baufenster fur zusatzliche Baumadglichkeiten auf bisher unbebauten Flachen wurden
dann festgesetzt, wenn am entsprechenden Standort ausreichende Flachenkapazita-
ten vorhanden sind und weitere Rahmenbedingungen wie die standortliche Topogra-
fie und das stadtebauliche Ziel des Freihaltens von ausreichend innerértlichen Grin-
und Freirdumen eine bauliche Nutzung grundsatzlich zulassen. Insgesamt soll die
weitgehend noch bestehende, kleinteilige Gebaudestruktur im gesamten Geltungsbe-
reich erhalten bleiben. Bei der Festsetzung wurden die Darstellungen des Ortsent-
wicklungskonzepts Rebland beriicksichtigt.

Diese Zielsetzung umfasst insbesondere auch den Verzicht auf die Festsetzung von
uberbaubaren Grundstiicksflachen ,in zweiter Reihe®, d. h. in rickwartigen, bisher
unbebauten und bislang als Hausgarten oder innerdértliche Grin- und Freiflache cha-
rakterisierten Grundstticksbereichen.

Zusatzliche Baufenster wurden im Geltungsbereich ,Winkel 2“ auf folgenden Flursti-

cken festgesetzt:

e Zell-Weierbach Nr. 506 (nordl. Schulstral3e 4): Aufgrund der ausreichend vorhan-
denen unbebauten Flache im rickwartigen Grundstiicksbereich wurde ein Bau-
fenster mit einer GroRRe von 120 m? (8 x 15 m) festgesetzt. Dieser Wert sichert ei-
ne angemessene flachenméaiige Gebaudedimensionierung, die sich am vorhan-
denen Gebaudebestand auf den benachbarten Grundstiicken ausrichtet. Der hin-
tere Grundsticksbereich ist bereits durch bauliche Anlagen vorgepragt.

o Zell-Weierbach Nr. 517 (westl. Schulstral3e 20): Aufgrund der ausreichend vor-
handenen unbebauten Grundstlicksflache wurde ein Baufenster mit einer Grof3e
von 150 m? (10 x 15 m) festgesetzt. Dieser Wert sichert eine angemessene fla-
chenmalliige Gebaudedimensionierung, die sich in den vorhandenen Gebaudebe-
stand einfugt, lasst aber auch Spielraume bei der Gebaudestellung. Die Festset-
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zung berticksichtigt die Darstellung der Flache als innerortliches Flachenpotenzial
im Ortsentwicklungskonzept.

e Zell-Weierbach Nr. 551 (Weinstral3e): Das Grundstiick ist bislang unbebaut. Die
Bemessung des festgesetzten Baufensters (10 x 12 m) orientiert sich an der in
diesem Bereich der Weinstral3e vorhandenen Bebauung, die durch einen gewis-
sen Abstand des Hauptgebaudes zur Stral3e (Vorgarten), unbebaute riickwartige
Grundstucksbereiche und i. d. R. seitliche Grenzabstande gepragt ist. Die Fest-
setzung berlcksichtigt die Darstellung der Flache als innerértliches Flachenpo-
tenzial im Ortsentwicklungskonzept.

e Zell-Weierbach Nr. 541 (sudl. Weinstral3e 27b): Im sudlichen Bereich des Grund-
stiicks wurde ein Baufenster mit einer GroRe von 120 m? (10 x 12 m) festgesetzt.
Dieser Wert sichert eine angemessene flachenméafige Gebaudedimensionierung.
Eine groRere Flache ist nicht mdglich, da die Bebauung in diesem Bereich durch
den Grenzverlauf, die Stellung des Bestandsgebaudes sowie den Verlauf des
Gewasserrandstreifens eingeschrankt ist.

7.4.2 Baulinien und Baugrenzen

Die Festsetzung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen (,Baufenster®) erfolgt mittels
Baugrenzen und Baulinien.

Im Wesentlichen erfolgt die Festsetzung von Baugrenzen, die gemal3 8§ 23 Abs. 3
Baunutzungsverordnung (BauNVO) durch Geb&ude und Gebéaudeteile nicht tber-
schritten werden durfen. Ein Vortreten von Gebaudeteilen in geringfiigigem Ausmalf3
kann zugelassen werden.

Im Bereich der historisch gepragten Bereiche (Bebauung entlang der Schulstral3e
und Weinstral3e) erfolgt zur Sicherung der vorhandenen Gebaudestruktur und des
Ortshilds die Festsetzung von Baulinien. GeméalR § 23 Abs. 2 Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) muss auf der Baulinie gebaut werden. Ein Vor- oder Zuriicktreten
von Gebaudeteilen in geringfiigigem Ausmalfd kann zugelassen werden.

7.4.3 Aufschiebende Bedingung fir die iberbaubare Grundstiucksflache in-
nerhalb des WA 4

Fur das Teilgebiet WA 4 wird festgesetzt, dass die in der Planzeichnung getroffene
Festsetzung zur Uberbaubaren Grundstiicksflache erst zu dem Zeitpunkt gilt, ab dem
in dem betreffenden Bereich die Einstufung als Uberschwemmungsgebiet im Sinne
des § 65 Abs. Wassergesetz (WG) entféllt.

Die aufschiebend bedingte Festsetzung ist die Folge aus den wasserrechtlichen An-
forderungen in dem stddstlichen Teilbereich des Grundstiicks Zell-Weierbach Nr.
541. Dieser wird nach dem derzeitigen Stand der Kenntnisse (Hochwassergefahren-
karten) bei einem 100-jahrlichen Hochwasserereignis (HQ 100) tberflutet und liegt
somit nach § 65 Wassergesetz (WG) in einem gesetzlich festgelegten Uber-
schwemmungsgebiet. Gemal 8§ 78 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist die
Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen im Uberschwemmungsgebiet unter-
sagt (dies gilt unabhangig von der Bebauungsplanaufstellung). Abweichend davon
kann die zustandige Behorde gemanR § 78 Abs. 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) die
Errichtung oder Erweiterung einer baulichen Anlage im Einzelfall genehmigen.
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Die Gemeinde hat in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten gemaf § 78 Abs. 3
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bei der Aufstellung, von Bebauungsplanen in der
bauleitplanerischen Abwagung nach § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch (BauGB) insbeson-
dere die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger, die
Vermeidung einer Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und die
hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben zu bericksichtigen.

Im Bebauungsplan kann nicht sichergestellt werden, dass alle in § 78 Abs. 5 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) genannten Voraussetzungen fir eine wasserrechtliche Ge-
nehmigung im Einzelfall vorliegen kdnnen, d. h. dass das Vorhaben die Hochwasser-
rickhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt und der Verlust von verloren
gehendem Ruckhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, den
Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig veréndert, den beste-
henden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt und hochwasserangepasst ausge-
fuhrt wird oder dass die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen aus-
geglichen werden kdnnen. Deshalb ist zunachst grundséatzlich von einem Verbot der
Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen im Uberschwemmungsgebiet auszu-
gehen. Die bedingungslose Festsetzung eines Baufensters ist daher unter Verweis
auf die wasserrechtlichen Vorgaben fur die bauleitplanerische Abwagung nicht még-
lich.

Unter Erwagung der Moglichkeit einer Veranderung der Abgrenzung des Uber-
schwemmungsgebiets wird innerhalb desselben auf dem Flurstiick Zell-Weierbach
Nr. 541 jedoch eine Uberbaubare Grundstiicksflache in Verbindung mit einer ,auf-
schiebenden Bedingung“ im Sinne des § 9 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) festge-
setzt. Dies bedeutet, dass die Festsetzung bis zum Eintritt eines bestimmten Um-
stands aufgeschoben ist. Als dieser Umstand ist in der Festsetzung der Zeitpunkt
definiert, ab dem in dem betreffenden Bereich die Einstufung als Gebiet, in dem ein
Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist (Uberschwem-
mungsgebieti. S. d. 8 65 Abs. 1 Nr. 2 WG), entfallt. Dies kann sich langfristig im Zuge
von Mal3nahmen zum Hochwasserschutz ergeben, insbesondere aufgrund der ver-
haltnismalig kleinen Flache des betreffenden Areals. In diesem Fall wirden sich so-
wohl die Vorgaben fir die bauleitplanerische Abwagung als auch das wasserrechtli-
che Bauverbot in Uberschwemmungsgebieten eriibrigen und eine Bebauung ware
wasserrechtlich nicht mehr ausgeschlossen. Die Planung bzw. Durchfiihrung entspre-
chender Mal3nahmen ist zum gegenwartigen Zeitpunkt allerdings noch nicht abseh-
bar.

Bis zum Eintritt des genannten Umstands wird fur den Bereich Gbereinstimmend mit
den wasserrechtlichen Anforderungen eine nicht Uberbaubare Grundsticksflache
festgesetzt.

7.4.4 Ausnahmsweise Zulassung der Uberschreitung von Baugrenzen und
Baulinien

Die Vorgehensweise bei der BemalRung der Uberbaubaren Grundsticksflachen wur-
de unter 7.4.1 erlautert. Die BemalRungen orientieren sich danach regelméafRiig eng
am Bestand bzw. beinhalten geringfugige ,Glattungen®. Durch die Festsetzung von
Ausnahmen fir die Uberschreitung der Baugrenzen sollen den Grundstiickseigenti-
mern unter Beachtung der Belange des Ortsbilds weitere SpielrAume fiir Bebau-
ungsmoglichkeiten eingerdaumt werden.
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Grundsatzlich sind die Uberschreitungen nur moglich, wenn die weiteren Festset-
zungen des Bebauungsplans, beispielsweise zur Grundflachenzahl und zur Gebau-
dehdhe, eingehalten werden.

Die Festsetzungen zur Bauweise und zu den vorm Bauordnungsrecht abweichenden
MaRen der Tiefe der Abstandsflachen bleiben durch die ausnahmsweisen Uber-
schreitungsmoglichkeiten unberthrt, d. h. es ist auf Basis der Festsetzungen nicht
zulassig, nur aufgrund einer ausnahmsweisen Zulassung von Baugrenztberschrei-
tung auf die Grenze zu bauen bzw. den bauordnungsrechtlich erforderlichen Grenz-
abstand zu unterschreiten, wenn die festgesetzten tUberbaubaren Grundsticksfla-
chen (,Baufenster®) nicht bis an die Grenze bzw. in den reguléren Grenzabstand rei-
chen.

Uberschreitung von Baugrenzen durch hochbaulich in Erscheinung tretende
Gebaudeteile

Dementsprechend wird im Bebauungsplan gemal3 § 23 Abs. 3 Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) festgesetzt, dass abgesehen von den stralRenzugewandten Gebau-
deseiten ausnahmsweise ein Vortreten von hochbaulich in Erscheinung tretenden
Gebaudeteilen bis zu einem Mal? von 2,50 m auf einer Lange von 5 m zugelassen
werden kann, sofern die Grundflache des Gebaudes insgesamt 150 m? nicht tiber-
steigt. Wenn stadtebauliche Belange nicht entgegenstehen und ein angemessenes
Verhaltnis zum Hauptbaukérper gewahrt wird, kann ein entsprechendes Vortreten
von Geb&audeteilen ausnahmsweise auch dann zugelassen werden, wenn die Grund-
flache des Gebaudes insgesamt 150 m? (ibersteigt.

Die Festsetzungen zur Bauweise und zu den vom Bauordnungsrecht abweichenden
Mafen der Tiefe der Abstandsflachen bleiben dabei unberiihrt. Dementsprechend ist
es nicht zulassig, nur aufgrund einer ausnahmsweisen Zulassung von Baugrenz-
Uberschreitung auf die Grenze zu bauen bzw. den Grenzabstand von 2,50 m zu un-
terschreiten, wenn die festgesetzten Gberbaubaren Grundsticksflachen (,Baufens-
ter) ansonsten nicht bis an die Grundstticksgrenze bzw. bis weniger als 2,50 m an
die Grundstiicksgrenze heranreichen.

Die Vorschrift des § 23 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) ermdglicht ohne-
hin eine Ermessensentscheidung der Baurechtsbehoérde tber die Zulassung von ge-
ringflgigen Baugrenziuberschreitungen. In der Regel wird die Geringfligigkeit der
Uberschreitung ansonsten bis zu einem MaR von 1,50 m auf einer Lange von maxi-
mal 5 m angenommen. Da die Baufenster im Wesentlichen den Bestand abbilden,
soll mit der Erweiterung der ausnahmsweisen Moglichkeit einer Baugrenzuberschrei-
tung um 1 m auf bis zu 2,50 m den Grundstiickseigentiimern ein gewisser Spielraum
fur Bauvorhaben eingeraumt werden. Damit soll dennoch gleichermal3en gesichert
werden, dass die Uberschreitung durch Gebaudeteile regelmaRig noch in einem un-
tergeordneten Verhaltnis zu der GroRe des Hauptbaukorpers steht. Die Uberschrei-
tung mit hochbaulich in Erscheinung tretenden Gebéaudeteilen kann unter der Vo-
raussetzung zugelassen werden, dass die Grundflache des Geb&audes insgesamt
150 m? nicht Uibersteigt. Dieser Wert sichert eine angemessene flachenmaRige Ge-
baudedimensionierung, die sich in den vorhandenen Geb&udebestand einflgt.
Wenn stadtebauliche Belange nicht entgegenstehen und ein angemessenes Verhalt-
nis zum Hauptbaukorper gewahrt wird, kann ein entsprechendes Vortreten von Ge-
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baudeteilen ausnahmsweise auch dann zugelassen werden, wenn die Grundflache
des Gebé&udes insgesamt 150 m? iibersteigt.

Die Zulassung der Ausnahme einschlief3lich der Zulassung einer gré3eren Grundfla-
che als 150 m? liegt im Ermessen der Baurechtsbehorde. Im Rahmen der Ermes-
sensausubung ist u. a. zu prifen, ob 6ffentliche Belange, wie beispielsweise Belange
des Ortsbilds, der Zulassung entgegenstehen. Letzteres kann beispielsweise der Fall
sein, wenn die Zulassung der Ausnahme zu einer Uberbauung eines pragenden
Grun- und Freibereichs oder zu einer Beeintrachtigung der Gestaltung von histori-
schen Fassadenelementen fihren oder wenn die bauliche Dichte auf dem Grund-
stiick nicht mehr im Verhaltnis zu den Nachbargrundstiicken stehen wirde.

Die stral’enzugewandten Seiten sind von der ausnahmsweisen Baugrenzuberschrei-
tung ausgenommen, da sich hier eine tGber die Geringfugigkeit hinausgehende Uber-
schreitung der Baugrenzen in besonderem Mal3e auf das Ortsbild auswirken wiirde.

Uberschreitung von Baugrenzen und Baulinien durch nicht hochbaulich in Er-
scheinung tretende Terrassen

Weiterhin ist im Bebauungsplan festgesetzt, dass eine Uberschreitung von Baugren-
zen und Baulinien durch als Gebaudeteil einzustufende, nicht hochbaulich in Er-
scheinung tretende Terrassen bis zu einem Mal3 von 5 m zugelassen werden kann.
Solche Terrassen sind aufgrund ihrer fehlenden Hohenwirkung stadtebaulich weniger
relevant als eine Baugrenzuberschreitung durch hochbauliche Anlagen. Eine Be-
grenzung der Lange der Uberschreitung ist stadtebaulich nicht erforderlich. Ebenso
ist auch die Beschrankung der Uberschreitungsmaglichkeit auf Baugrenzen nicht er-
forderlich, da die stadtebauliche Wirkung von durch Baulinien gesicherten Fassaden
nicht berthrt wird. Eine Beschrankung der Versiegelung auf dem Grundstiick erfolgt
Uber die Festsetzung der Grundflachenzahl. Zudem wird die Versiegelung Uber die
Festsetzung der zulassigen Hochstmal3e fur die Breiten von Zugangen zu Hausein-
gangsturen und Zufahrten zu Garagen, Tiefgaragen oder Stellplatzen in den 6rtlichen
Bauvorschriften beschrankt.

Uberschreitung von Baugrenzen durch Ersatzneubauten

Fur Ersatzneubauten, die ein zum Zeitpunkt der Planaufstellung bestehendes Ge-
baude, welches sich innerhalb einer festgesetzten Uberbaubaren Grundstiicksflache
befindet, vollstandig ersetzt, sollen erweiterte Uberschreitungsmoglichkeiten eréffnet
werden: Baugrenzen durfen hierfur in weitergehendem Umfang tberschritten wer-
den, wenn sich wenigstens drei Viertel der Grundflache des Neubaus innerhalb der
festgesetzten Uberbaubaren Grundsticksflache befinden, die Grundflache des er-
setzten Gebaudes nicht Gberschritten wird und stadtebauliche Belange nicht entge-
gen stehen.

Diese Regelung soll die Planung von Ersatzneubauten flexibilisieren und erleichtern.
Sie folgt der Annahme, dass Neubauten oftmals nicht am exakt selben Standort er-
richtet werden sollen wie der Altbestand und dies aus stadtebaulicher Sicht auch
nicht in jedem Fall erforderlich ist, da die Gebaudestruktur innerhalb des Geltungsbe-
reichs nicht durch eine einheitliche Stellung der Gebaude auf den jeweiligen Grund-
stiicken gepragt ist. Stattdessen ist die vorhandene heterogene Struktur ortshildpra-
gend. In den Bereichen, in denen Baufluchten von besonderer stadtebaulicher Be-
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deutung sind, sind im Bebauungsplan Baulinien festgesetzt, fir die keine erweiterten
Uberschreitungsmoglichkeiten im Bebauungsplan festgesetzt werden.

Durch die Regelung, dass sich wenigstens drei Viertel der Grundflache innerhalb der
Uberbaubaren Grundstticksflache befinden missen und die Grundflache des ersetz-
ten Gebaudes nicht Uberschritten werden darf, wird gesichert, dass durch Ersatz-
neubauten keine grundlegenden Eingriffe in die vorhandene Geb&udestruktur ermog-
licht werden.

Stadtebauliche Belange durfen der Ausnahmezulassung nicht entgegenstehen. Dies
kann beispielsweise auch hier der Fall sein, wenn die Zulassung der Ausnahme zu
einer Uberbauung eines pragenden Griin- und Freibereichs fuhren wirde.

7.5 Vom Bauordnungsrecht abweichende Male der Tiefe der
Abstandsflachen

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass die Errichtung von Gebauden mit einem
Grenzabstand von weniger als 2,50 m zulassig ist, insoweit die festgesetzten tber-
baubaren Grundstiicksflachen (,Baufenster”) bis weniger als 2,50 m an die Grund-
stiicksgrenze heranreichen.

Dies entspricht der vorhandenen Geb&audestruktur: Die im Bestand vorhandenen
Gebaude innerhalb des Geltungsbereichs ,Winkel 2“ weisen im Bestand teilweise
einen den bauordnungsrechtlichen Mindestwert von 2,50 m unterschreitenden
Grenzabstand auf.

Im Sinne der Sicherung des Ortsbilds werden eng am Bestand ausgerichtete Uber-
baubare Grundstucksflachen (,Baufenster”) festgesetzt. Um zu ermdglichen, dass im
Falle von uber den Bestandsschutz hinaus gehenden Anderungen am Gebaude oder
bei einem Neubau unabhangig von den bauordnungsrechtlichen Abstandsflachenre-
gelungen wieder uneingeschrénkt innerhalb der festgesetzten tiberbaubaren Grund-
stucksflachen (,Baufenster®) gebaut werden kann, ist die Festsetzung eines vom
Bauordnungsrecht abweichenden Mal3es der Tiefe der Abstandsflachen erforderlich.

Bauordnungsrechtliche Belange (bspw. Brandschutz) werden im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahrens gepruft bzw. sind im Falle eines Kenntnisgabeverfahrens
vom Bauherrn bzw. Entwurfsverfasser zu beachten, sodass keine Beeintrachtigun-
gen der Sicherheit der Wohnbevolkerung entstehen.

Es liegen auch keine Beeintrachtigungen der Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse vor. Entsprechend der Festsetzung der Uberbaubaren Grund-
stucksflache kann regelmaRig nur eine Gebéudeseite den Grenzabstand unterschrei-
ten, was dem Bestand entspricht. Durch ausreichende Abstande zu sonstigen be-
nachbarten Gebauden, die durch die entsprechende Festsetzung der Uberbaubaren
Grundsticksflachen gesichert sind, werden die Belichtung, Besonnung und Beluftung
der Gebaude gewabhrleistet.

Die Festsetzung beziglich der Zulassung von Baugrenziberschreitungen ist bei der
Anwendung der Festsetzung hinsichtlich vom Bauordnungsrecht abweichender Ma-
3e der Tiefe der Abstandsflachen unbeachtlich — d. h. es ist nicht zul&ssig, nur auf-
grund einer ausnahmsweisen Zulassung von Baugrenziberschreitung den Grenzab-
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stand von 2,50 m zu unterschreiten, wenn die festgesetzten Uberbaubaren Grund-
stucksflachen (,Baufenster”) ansonsten nicht bis weniger als 2,50 m an die Grund-
stiicksgrenze heranreicht.

7.6 Zahl der Wohnungen in Wohngebauden

Die Straflse Winkel ist aufgrund der geringen Fahrbahnbreite (stellenweise nur 4 m)
und des Fehlens eines Gehwegs nicht als Abstellort fiir parkende Fahrzeuge geeig-
net.

Die Leichtigkeit des Verkehrs wird durch am StraRenrand parkende Fahrzeuge er-
schwert. Da die Stral3e trotz fehlenden Gehwegs zudem auch als Ful3weg fur Schi-
lerinnen und Schiiler der Weingartenschule genutzt wird, stellt der ruhende Verkehr
im offentlichen Raum hier eine Beeintrachtigung der Sicherheit des Ful3géangerver-
kehrs dar. Ein Gehweg kann aufgrund beengter Flachenkapazitaten nicht errichtet
werden.

Durch die Beschrankung der Zahl der Wohnungen in Wohngebauden im Bereich der
Stral3e Winkel (Baugebiete WA 1, WA 2, MI 1) auf drei Wohnungen in freistehenden
Gebauden bzw. zwei Wohnungen je Einheit in Hausgruppen, Reihen- und Doppel-
hausern kénnen entsprechend der geringen Leistungsfahigkeit der vorhandenen Er-
schlieBung der Quell- und Zielverkehr des Areals eingedammt werden. Dies betrifft
auch den durch Besucher verursachten ruhenden Verkehr, der durch die Erhéhung
der Stellplatzverpflichtung nicht gesteuert werden kann.

Zudem tragt die Festsetzung dazu bei, dass auf den Grundstiicken in ausreichendem
Male begrunte und unversiegelte Flachen freigehalten werden, da mit der Be-
schrankung der Zahl der Wohneinheiten auch eine Beschrénkung der auf den Bau-
grundstticken erforderlichen Stellplatzflachen einhergeht.

7.7 Verkehrsflachen

Als offentliche Verkehrsflachen sind die Flachen festgesetzt, die bereits im Bestand
als solche vorhanden sind (Winkel, Schulstral3e). Neue Erschliel3ungsflachen sind
nicht vorgesehen.

7.8 MalBRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft

Aus 6kologischen Grinden und als Beitrag zum Ortsklima erfolgen die Festsetzun-
gen der Begrinung der unbebauten Grundstticksflachen sowie der Pflanzung bzw.
Erhaltung mindestens eines grol3kronigen heimischen Laubbaums pro angefangene
400 m? Grundstiicksflache, wobei vorhandene Baume angerechnet werden. Aus den
gleichen Grinden wird die Begriinung von Flachdachern und flach geneigten
Schragdachern (betrifft nur Anbauten und freistehende Nebenanlagen als Gebaude)
festgesetzt (Substratstarke 10 cm).
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7.9 Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen

Entsprechend der schalltechnischen Untersuchung, die im Auftrag der Stadt Offen-
burg durch das Biro Heine + Jud bearbeitet wurde, sind passive Larmschutzmal3-
nahmen aufgrund von einwirkendem Stral3enverkehrslarm erforderlich. Diese werden
durch Larmpegelbereiche festgesetzt. Details hierzu sind der Schalltechnischen Un-
tersuchung und dem Kapitel ,11. Immissionen® in dieser Begriundung zu entnehmen.

Larmimmissionen durch den nordwestlich des Geltungsbereichs gelegenen Sport-
platz wurden nicht gesondert untersucht. Entsprechend der Vorschriften des § 2 der
18. Bundesimmissionsschutzverordnung (Sportanlagenlarmschutzverordnung, 18.
BImSchV) sind Sportanlagen so zu betreiben, dass an den Immissionsorten be-
stimmte Richtwerte nicht Gberschritten werden. Der bestehende Sportplatz unterliegt
also bereits im Bestand dem Gebot der Ricksichtnahme gegeniber den schutzbe-
durftigen Wohnnutzungen in der Umgebung. Neue Baurechte werden durch die
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht geschaffen, sodass keine Anderung der
bestehenden Situation vorliegt. Durch das als ,Barriere” wirkende Gebaude des Su-
permarkts in der Weinstral3e 41 (Flurstiick Rammersweier Nr. 4698) wird der Gel-
tungsbereich zudem teilweise vom Sport- und Freizeitlarm abgeschirmt. Insofern
werden diesbeziglich weitere Schallschutzmal3inahmen nicht als erforderlich erach-
tet.

Hinsichtlich moglicher weiterer Larmquellen (Abtsberghalle, Gewerbebetriebe) wer-
den weitere Festsetzungen zu Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadli-
chen Umwelteinwirkungen ebenfalls nicht als erforderlich betrachtet. In den betroffe-
nen Bereichen entlang der Schul- und der Weinstral3e ist im Bebauungsplan ent-
sprechend der vorhandenen Nutzungen ein Mischgebiet (MI) bzw. Dorfgebiet (MD)
festgesetzt. Hier sind grundsatzlich vergleichsweise htéhere Larmimmissionen hinzu-
nehmen als in einem Wohngebiet. Die Festsetzungen des Bebauungsplans fiihren
dabei nicht zu einer Intensivierung der Immissionen, sondern bilden die vorhandenen
Nutzungen ab.

7.10 Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart von Gebieten
(Erhaltungssatzung)

Das vom Gemeinderat der Stadt Offenburg beschlossene Ortsentwicklungskonzept
Rebland kennzeichnet ,ortsbildpragende Siedlungsbereiche® sowie innerhalb dieser
sogenannte ,gestalterisch sensible Bereiche mit besonderem Schutzbedulrfnis®.
Aufgrund des ortstibergreifenden Mal3stabs des Ortsentwicklungskonzepts ist diese
Zonierung als grober raumlicher Rahmen zu verstehen. Im Rahmen der Aufstellung
des Bebauungsplans ,Winkel 2“ sowie der in diesen aufgenommenen 6rtlichen Bau-
vorschriften wurde der raumliche Umgriff dieser sensiblen Bereiche mit besonderem
Schutzbedurfnis weiter prazisiert.

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans liegt die Nordseite der Schul-
stral3e in einem ,gestalterisch sensiblen Bereich mit besonderem Schutzbedirfnis®.
Entsprechend der vorgenommen rdumlichen Prézisierung entspricht dies den Bau-
gebieten WA 1, Ml 1, MI 2 und MD (deckungsgleich mit dem Teilbereich A der in den
drtlichen Bauvorschriften getroffenen Festsetzungen).
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Diese Baugebiete schlieRen Ensembles ein, die im signifikant hohen Mal3e im Origi-
nalzustand erhalten und von hoher gestalterischer Qualitéat sind und fir das Erschei-
nungsbild des Ortes unverzichtbar erscheinen. Diese besonderen Ensemblebereiche
sind in hohem Maf3 empfindlich gegeniiber Stérungen.

Aufgrund der besonderen Schutzbedurftigkeit wird fir diese Teilbereiche eine Rege-
lung hinsichtlich eines Genehmigungsvorbehalts fir den Riickbau, die Anderung o-
der die Nutzungsanderung sowie die Errichtung baulicher Anlagen in die Satzung
aufgenommen (Erhaltungssatzung nach § 172 Baugesetzbuch). Diese Festsetzung
dient dem Ziel der Erhaltung der stadtebaulichen Eigenart des Gebiets. Eine ent-
sprechende Genehmigung im Geltungsbereich der Satzung kann gemaf § 172 Abs.
3 Baugesetzbuch (BauGB) versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im
Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder
das Landschaftsbild pragt oder diese sonst von stadtebaulicher, insbesondere ge-
schichtlicher oder kiinstlerischer Bedeutung ist.

Durch diese Regelung kann gewahrleistet werden, dass keine fiur das Ortsbild pra-
genden baulichen Anlagen abgebrochen oder in der Weise verandert werden, dass
ihre ortshildpragende Wirkung verloren geht, auch wenn diese nicht den Regelungen
des Denkmalschutzgesetzes unterliegen. Gleichzeitig ist sichergestellt, dass keine
neuen baulichen Anlagen errichtet werden, die die stadtebauliche Gestalt des Ge-
biets beeintrachtigen.

Die stadtebauliche Eigenart des Gebiets als Schutzgegenstand der Festsetzung
kann durch folgende Merkmale beschrieben werden:

Bauweise und Gebaudestruktur

¢ Innerhalb des Geltungsbereichs herrscht eine pragende Haus-Hof-Bauweise.
Diese geht mit einer charakteristischen Anordnung der Geb&ude und Hofstruktu-
ren entlang des Stral3enraums einher. Dabei treten gehauft die giebelstandige
Anordnung der Geb&aude in Verbindung mit seitlich angelagerten Hofflachen so-
wie die traufseitige Anordnung der Gebaude in Kombination mit einer straR3ensei-
tig vorgelagerten Hofflache auf. Dabei ergibt sich ein Zusammenspiel zwischen
Stral3enraum und einer Rhythmik aus gefassten und sich 6ffnenden Raumele-
menten. Das Ortsbild besitzt dadurch einen sich aufweitenden und wieder veren-
genden Raumeindruck, der charakteristisch ist fur die dorfliche Struktur des Orts-
kerns Zell-Weierbachs.

e Sogenannte ,Einfirsthofe” stellen eine charakteristische Bauform innerhalb des
Geltungsbereichs dar. Sie organisieren die verschiedenen Nutzungen des Hofs in
Reihe hintereinander. In Zell-Weierbach wird das Prinzip des Einfirsthofs oft fle-
xibler gehandhabt, wohl aufgrund der bewegten Topografie in Kombination mit
den Parzellenzuschnitten. Dadurch entstehen Gebaudeensembles, die im Grund-
riss an den Einfirsthof erinnern, in der Ansicht aber eher eine Aneinanderreihung
von Baukdrpern mit einer gewissen Eigenstandigkeit darstellen. Darin liegt eine
Besonderheit der historischen Gebaude im Ortskern Zell-Weierbachs.

Gebaudekubatur

e Zunachst ist das Ortsbild durch eine klare Grundkubatur der Gebaude bestimmt.
Die Grundkubatur basiert im Grundriss auf einem einfachen Rechteck und im
Schnitt auf dem symmetrischen Giebelfeld, bestehend aus Rechteck und Giebel-
dreieck. Am Satteldach verlauft der First parallel zur Traufe.
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Das Motiv von langen Gebaudevolumen durch die Kettung von Wohn- und Wirt-
schaftsteil der Gebaude (,Einfirsthofe®) ist pragend fur das Ortsbild. Das Motiv
geht zurtck auf den urspringlich doérflichen und durch eine landwirtschaftliche
Nutzung gepragten Charakter des Ortskerns Zell-Weierbachs.

Im Ortsbild herrschen Gebaude mit 1 bis 2 Vollgeschossen vor, tber denen sich
weitere Dachgeschosse befinden. Charakteristisch ist die Ausformung von Sat-
teldachern mit steilen Dachneigungen der Gebaude zwischen 40-55°. Die Bau-
korper weisen dabei charakteristische Silhouetten auf, welche an der Giebelwand
durch ein charakteristisches Zusammenspiel von Breite der Giebelwand, Trauf-
hohe und Dachneigung gekennzeichnet sind, wodurch spezielle und ortstypische
Gebaudeproportionen entstehen.

Ebenfalls ortstypisch sind die grof3en ruhigen Dachflachen. Diese verfligen auf-
grund der steilen Dachneigungen tber grol3e Flachen, die haufig nicht durch Auf-
bauten oder Einschnitte in ihrer raumlichen Wirkung beeintrachtigt werden. Im
Ortsbild entsteht dadurch ein verbindendes und beruhigendes Element fiir die
verschiedenen Geb&ude. Dies wird auch dadurch verstarkt, dass Dacher mit
Dachziegeln in einem einheitlichen Farbspektrum von Braun-, Naturrot- oder
Grautbnen gedeckt sind.

Baugestalterische Details

Ein Grol3teil der historischen Gebaude weist ein einfaches, aber schones Sicht-
fachwerk auf. Charakteristisch ist zudem der oftmals hohe Sockel, der sich in vie-
len Fallen als Reaktion auf die Topografie ergibt, aber auch Lagerraume auf-
nimmt, was sich in verschiedenen Arten von ortstypischen Kellerzugéngen zeigt.
Durch seine massive Bauweise bildet der Sockel einen starken und spannungs-
reichen Kontrast zum Fachwerk.

Bemerkenswert ist zudem, wie an verschiedenen Geb&auden unterschiedliche Ein-
fliusse regionaler Bautraditionen sichtbar werden. So weisen einige Décher bei-
spielsweise einen Aufschiebling auf, der eigentlich fir Sparrendachkonstruktionen
typisch ist, und gleichzeitig einen vergleichsweise grol3en giebelseitigen Dach-
Uberstand mit sichtbaren Pfetten, wie es eigentlich nur mit einem Pfettendach
maoglich ist. Dies trifft auch auf die Baukorpersilhouetten zu. Hier ist eine fur ande-
re Orte eher untypisch grol3e Varianz festzustellen.

Das Ortsbild ist durch die Einfachheit der Fassadenelemente gepragt. Charakte-
ristisch sind Gebaude mit Fenster- und Tur6ffnungen als einfache Rechtecke. Mit
dieser Offnungsform wenden sich die Fassaden dem offentlichen StraRenraum zu
und tragen zu einem lebendigen Erscheinungsbild des Ortskerns bei.

Einige Gebaude weisen zudem individuelle Merkmale auf, beispielsweise das
loggienartige Offnen von Geb&udeteilen oder besondere Details der Holzverscha-
lung.

Details der Freianlagen

Innerhalb des Geltungsbereichs sind noch einige fur die dorfliche Struktur sehr
charakteristische, ,informelle Vorzonen® vorhanden. Hierbei handelt es sich um
meist geschotterte Bereiche, die dort, wo sie nicht begangen oder befahren wer-
den, mit Gras bewachsen sind, wodurch sie dem Ort eine weiche, griine und ty-
pisch doérfliche Anmutung geben. Viele dieser Vorzonen in Zell-Weierbach liegen
gegenuber dem o6ffentlichen Raum etwas erhoéht.

Die harmonische und geschlossene Erscheinung des Ortskerns beruht im Bereich
der ,gestalterisch sensible Bereiche mit besonderem Schutzbedirfnis® in weiten Tei-
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len somit darauf, dass die Gebaude trotz vieler individueller Merkmale grundsatzli-
chen, gemeinsamen Gestaltungsprinzipien folgen. Die Merkmale spiegeln den ur-
sprunglich dorflichen und durch eine landwirtschaftliche Nutzung gepragten Charak-
ter des Ortskerns Zell- Weierbachs wider.

Wahrend fur neue Vorhaben durch planungsrechtliche Festsetzungen wie z. B. eine
ortstypische Ausweisung von tberbaubaren Grundsticksflachen und durch 6rtliche
Bauvorschriften wie z. B. Regelungen zur Dachneigung und weiteren Aspekten der
Baugestaltung das harmonische Einfligen in das Ortsbild gesichert werden kann,
kann die Erhaltung der genannten, ortsbildpragenden Elemente hierdurch nicht ge-
wahrleistet werden.

Je nach Erhaltungszustand der einzelnen Gebdude kommen die genannten pragen-
den Eigenschaften in dem ,gestalterisch sensiblen Bereich mit besonderem Schutz-
bedurfnis® in unterschiedlicher Haufung vor. Dabei kann die stadtebauliche Bedeu-
tung eines Geb&audes oder einer baulichen Anlage auch durch vergleichsweise klein-
teilige Merkmale begriindet sein, die allerdings zusammengenommen ein hohes
stadtebauliches Gewicht begriinden. Grundséatzlich wird davon ausgegangen, dass
das Gebiet aufgrund seiner Eigenart eine solche stadtebauliche Bedeutung hat, die
es rechtfertigt, die Interessen der Eigentimer an der ungehinderten Veranderung
baulicher Anlagen gegentber dem allgemeinen Interesse an der Erhaltung pragen-
der Gebaude und Strukturmerkmale zurickzustellen.

Oftmals konnen die typischen stadtebaulichen und baugestalterischen Eigenschaften
mit heutigen Bautechniken nicht oder nur bedingt hergestellt werden und entspre-
chen nicht durchweg heutigen Wohnbedurfnissen. Bei einer baulichen Veranderung,
Umgestaltung oder Neuinterpretation droht in diesem Fall der Verlust einer nicht er-
setzbaren identitatsstiftenden Charakteristik und stadtebaulichen Eigenart. Daraus
ergibt sich eine besondere Schutzbedurftigkeit der Elemente, die Uber eine Regelung
Uber planungsrechtliche Festsetzungen sowie oOrtliche Bauvorschriften hinausgeht
und deshalb durch eine Erhaltungssatzung gesichert werden muss.

Oftmals sind es nur einzelne Eingriffe die fur sich nicht einschneidend erscheinen,
jedoch in der Summe einen schleichenden Verlust der ortsbhildprégenden Eigen-
schaften bewirken kénnen. Der Erhalt historischer Bausubstanz und historischer De-
tails sollte daher immer die erste Prioritat bei BaumalRnahmen haben.

Die Festsetzung eines Genehmigungsvorbehalts fiir den Riickbau, die Anderung,
Nutzungsanderung und die Errichtung baulicher Anlagen soll somit die stadtebaulich
pragenden Merkmale innerhalb der Baugebiete WA 1, MI 1, Ml 2 und MD (entspricht
Teilbereich A der in den o6rtlichen Bauvorschriften getroffenen Festsetzungen) vor
negativen Eingriffen schutzen. Durch diese Regelung zum ,stadtebaulichen Denk-
malschutz® sollen die denkmalrechtlichen Regelungen, die innerhalb des Geltungs-
bereichs nur fir wenige bauliche Anlagen angewendet werden kdnnen, im Sinne der
Ortsbildsicherung sinnvoll erganzt werden.

Das Instrumentarium des Denkmalschutzes reicht zum Schutz der stadtebaulichen
Eigenart des Gebietes nicht aus, da auch Charakteristika, die zwar keinen Denkmal-
wert besitzen, aber die besondere stadtebauliche Eigenart des Gebietes pragen, er-
halten werden sollen. In Erganzung zu den Instrumenten der Denkmalpflege ist der
eigentliche Schutzgegenstand nicht der geschichtliche bzw. baukinstlerische Wert
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der Bebauung, sondern deren spezifische stadtebauliche Funktion im Gesamtbild
des Ortskerns, die durch weitreichende Veranderung der charakteristischen Merkma-
le gefahrdet ware.

8. Ortliche Bauvorschriften
8.1 Raumliche Differenzierung

Die Abgrenzung des Geltungsbereichs basiert auf den Inhalten des vom Gemeinde-
rat der Stadt Offenburg beschlossenen Ortsentwicklungskonzepts Rebland. Darin
sind sogenannte ,ortsbildpragende Siedlungsbereiche“ gekennzeichnet sowie inner-
halb dieser Bereiche zusatzlich sogenannte ,gestalterisch sensible Bereiche mit be-
sonderem Schutzbedurfnis®.

Auch mittels einer raumlichen Differenzierung der 6rtlichen Bauvorschriften wird die-
ser Zonierung Rechnung getragen. Wahrend die meisten Gestaltungsvorschriften fur
den Geltungsbereich des Bebauungsplans in Ganze gelten, wird hinsichtlich einzel-
ner Regelungsbereiche unterschieden zwischen einem ,inneren® Teilbereich A und
einem ,aulleren” Teilbereich B. Teilbereich A umfasst dabei die Baugebiete WA 1, Mi
1, Ml 2 und MD, Teilbereich B die Baugebiete WA 2, WA 3 und WA 4.

Die Abgrenzung des Teilbereichs A richtet sich nach den im Ortsentwicklungskon-
zept gekennzeichneten ,gestalterisch sensiblen Bereichen mit besonderem Schutz-
bedurfnis®. Es handelt sich um die Bereiche, die aufgrund einer ausreichenden Zahl
historischer Bestandsgebaude sowie aufgrund des erhaltenen historischen Orts-
grundrisses noch als historischer Ortskern zu erkennen sind. Diese Bereiche werden
durch weitergehende oder engere Festsetzungen besonders geschiitzt, mit dem Ziel,
dass sich Neubauten in diesem Bereich mit dem historischen Bestand zu einem
harmonischen Ensemble verbinden. In diesem Sinne bilden die spezifischen 6rtlichen
Bauvorschriften zum Teilbereich A eine Ergédnzung zu den Regelungen zur Erhaltung
baulicher Anlagen und der Eigenart von Gebieten (Erhaltungssatzung) (vgl. Kap.
7.10).

Teilbereich B entspricht weitgehend den im Ortsentwicklungskonzept gekennzeich-
neten ,ortsbildpragenden Siedlungsbereichen®. Auch hier findet sich historischer Be-
stand, jedoch nur noch vereinzelt, so dass kaum parzellenubergreifende Ensemble-
wirkungen zustande kommen. In diesem Bereich steht daher nicht der Schutz der
historischen Situation im Vordergrund, sondern die behutsame Weiterentwicklung als
identitatspragender Bereich. Ziel ist, die Individualitat und ldentitat des Ortsbildes
sowie den typisch dorflichen Charakter zu erhalten, gleichzeitig aber auch eine Wei-
terentwicklung des Ortes und eine gewisse Modernisierung des Ortshildes zu ermdg-
lichen, solange sich die Neubauten harmonisch mit den historischen Gebauden ver-
binden.

Einerseits werden die Festsetzungen fur den Teilbereich B daher in einzelnen Rege-
lungsbereichen flexibler gehalten. Dies betrifft bspw. die Dachneigungen, bei denen
die im Teilbereich B zulassigen Dachneigungen geringfugig flachere Dacher bis zu
35° ermoglichen. Andererseits kann eine Reihe von Vorgaben ebenso fir den Teilbe-
reich B wie fur den Teilbereich A angewandt werden, da sie die Nutzbarkeit der Ge-
baude nicht oder nur unwesentlich einschranken, gleichzeitig aber die Identitat des
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Ortes stark bestimmen. Dies betrifft bspw. die Festsetzungen zur Gestaltung der
Dachflachen und zu Farbe und Material.

8.2 Hauptanlagen
Hauptanlagen konnen aus Hauptbaukdrpern und Anbauten gebildet werden.
8.2.1 Hauptbaukoérper

Der Charakter des Ortskerns Zell-Weierbachs wird wesentlich durch einfache, dorfli-
che Gebaudetypen gepragt. Diese zeichnen sich durch eine charakteristische Ein-
fachheit aus, die Uber Prinzipien wie klare Kubatur, einfach gestaltete Details oder
eine ortstypische Baukdrpersilhouette in die ortlichen Bauvorschriften aufgenommen
wird.

Die klare Kubatur basiert im Grundriss auf einem einfachen Rechteck und im Schnitt
auf dem symmetrischen Giebelfeld, bestehend aus Rechteck und Giebeldreieck. Die
Kubatur soll nur in begrenztem Maf3 durch Subtraktionen, Einschnitte oder Ruck-
sprunge adaptiert werden. Neubauten sollen daher keine komplexen oder verschach-
telten Grundformen aufweisen, sondern aus einem einfachen rechteckigen Baukor-
per mit symmetrischem Satteldach gebildet werden. Um trotzdem mehr Flexibilitat
bei der Grundrissgestaltung zu ermdglichen, sind Anbauten zugelassen (siehe unter
8.2.2 und 8.3).

Baudetails sind einfach gestaltet und ordnen sich der klaren Grundform des Gebau-
des unter. Insbesondere Dachrander sind von Bedeutung fur die Wirkung der Bau-
korper und pragen den ortstypischen Charakter. Aus diesem Grund wird der giebel-
seitige Dachrand (Ortgang) in seinem Aufbau geregelt. Das Dach soll wie eine Haut
auf der klaren Grundform des Gebaudes wirken und nicht wie ein aufgesetztes
,Dachpaket®.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird eine ,ruhige“ Dachlandschaft ange-
strebt. In Anpassung an die pragende Bestandsbebauung und zur Wahrung eines
maoglichst ruhigen und ortstypischen Erscheinungsbildes wird die zuldssige Dachform
als Satteldach festgelegt. Es soll vermieden werden, dass wechselnde Dachformen
Beeintrachtigungen der Dachlandschaft erzeugen.

Die harmonische Wirkung der Gebaude in Zell-Weierbach basiert zudem auf einer
ortstypischen Baukdrpersilhouette. Diese entsteht am einzelnen Gebaude durch ein
Zusammenspiel von Dachneigung einerseits sowie dem Verhéaltnis von Hohe der
Dachtraufe zur Giebelwandbreite andererseits. Im Geltungsbereich insgesamt liegt
dabei eine charakteristische Spannbreite einander &hnlicher Proportionen an den
pragenden Gebauden vor. Diese auf3ern sich v. a. bei den historisch gepragten Ge-
bauden insbesondere auch durch verhéltnismaRig steiler geneigte Dacher.

Eine Ubertragung der im Bestand vorhandenen Proportionen von Traufhéhe und
Giebelwandbreite in die ortlichen Bauvorschriften erscheint nicht angemessen. Aller-
dings sollen Dacher von Hauptanlagen entsprechend der hier bestehenden hdheren
Dichte an historisch gepragten Gebauden mit steiler geneigten Dachern im Teilgebiet
A auch eine steilere Dachneigung aufweisen. Deshalb ist festgesetzt, dass die
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Dachneigung von Hauptanlagen im Teilgebiet A mindestens 40° und héchstens 55°
betragen muss.

In Teilbereich B wird entsprechend der vorhandenen Pragung des Ortsbilds in die-
sem Bereich eine groRere Spanne von Dachneigungen zugelassen, die samtliche
Abstufungen des Teilbereichs A einschliel3t und zusatzlich geringfugig flachere D&-
cher bis zu 35° ermdglicht. In der Gesamtschau ergeben sich dadurch im Plangebiet
pragnante Dacher mit hohen Neigungen.

Neben der Bestimmung von Baukdrpersilhouetten und Dachneigungen wird zur stad-
tebaulichen Sicherung des Ortsbildes auRerdem eine absolute Hohenbegrenzung fur
die Traufhohe der Hauptbaukorper von 7 m festgesetzt. Diese tragt der historischen
Bestandssituation im Ortskern Rechnung. Als objektive Bezugsebene wird die Hohe
am Schnittpunkt der AuRenwand mit der Dachhaut (, Traufhohe®) iber dem niedrigs-
ten Punkt des zum Zeitpunkt der Planaufstellung vorhandenen Gelandes an der Fas-
sade des Gebaudes gemessen, also an der Stelle, an welcher der Abstand zwischen
Gelande und Traufh6he am grof3ten ist.

Bei der Regelung des Kniestocks wird nach der GebaudegroRe differenziert. Bei Ge-
bauden mit einer Traufh6he tUber 5,0 m bedingt der Kniestock negative Auswirkun-
gen auf die Fassadengliederung. So wird die klare Untergliederung in ,obere Fenster
innerhalb des Giebeldreiecks” und ,untere Fenster aulerhalb des Giebeldreiecks® an
der Giebelfassade beeintrachtigt. Oftmals durchstoR3en die Fenster aufgrund des
Kniestocks die gliedernde Wirkung am Giebel. An der Traufseite wird der geschlos-
sene Wandabschnitt zwischen den dortigen Fenstern und der Traufe héufig soweit
durch einen Kniestock erhdht, dass er sich nicht mehr in das pragende Ortsbild ein-
fugt.

Bei kleineren Gebauden mit einer Traufhdhe bis maximal 5,0 m ist die Fassadenfla-
che insgesamt kleiner. Den beschriebenen Auswirkungen des Kniestocks steht daher
von Vornherein ein begrenzender Faktor entgegen, wodurch keine Auswirkungen zu
erwarten sind, die dem Ortsbild widerspréachen.

8.2.2 Anbauten als Teil der Hauptanlage

Die historische Situation Zell-Weierbachs ist gepragt durch eine kompakte Baukor-
perkubatur mit einem einfachen Rechteckgrundriss. Anbauten wie Balkone, Erker
und Wintergéarten gehoren nicht zu den traditionellen Bauelementen. Heutige Wohn-
anspriche machen haufig eine groRere Flexibilitat in der Grundrissgestaltung erfor-
derlich. Hinzu kommt, dass Balkone heute fast als Standard im Wohnungsbau gelten
durfen und kaum jemand auf die Qualitaten eines solchen Freiraums verzichten
maochte. Ziel ist es daher, solche Elemente in einem kontrollierten Umfang und orts-
bildvertraglich zuzulassen.

Zu diesem Zweck wird das im gewachsenen Ortskern oft vorkommende Motiv des
Schuppens oder Anbaus neu interpretiert und als flexibel einsetzbares, additives
Bauteil verwendet. So lasst sich der Anbau nach den hier formulierten Regeln bei-
spielsweise im Erdgeschoss als Erweiterung des Wohnbereichs oder als Loggia nut-
zen, das Dach des Anbaus als Dachterrasse im Obergeschoss.
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Damit gewahrleistet ist, dass sich Anbauten in dieser Funktion harmonisch in den
Ortskern einfiigen, missen einige Festsetzungen getroffen werden. So muss der
Anbau dem Hauptbaukdrper deutlich untergeordnet sein. Da das Ortsbild durch Ge-
baude mit einer einfachen, klaren Kubatur gepragt ist, miissen auch Anbauten diese
Charakteristik aufweisen. Anbauten sollen einen rechteckigen Grundriss ohne Ver-
sprunge aufweisen und ohne Abschragungen oder Einschnitte ausgefihrt werden.
Uber die Wande des Hauptgebaudes iiberstehende oder tiber Eck greifende Anbau-
ten sind generell ausgeschlossen.

Mit der Positionierung der Anbauten am Hauptbaukérper muss zudem eine Regelung
ihrer Dimensionierung erfolgen, damit die Pragnanz der Hauptbaukdérper bestimmend
fur das Ortsbild bleibt. Die entsprechenden Regelungen werden teilweise raumlich
differenziert fur Teilbereich A (Baugebiete WA 1, Ml 2, Ml 2, MD) sowie Teilbereich B
(Baugebiete WA 2, WA 3 und WA 4) festgesetzt. Dadurch, dass die Regelungen fur
die Dimensionierung der Anbauten im Teilbereich A teilweise hinsichtlich ihrer Breite
enger festgesetzt werden, wird der besonderen gestalterischen Sensibilitat und
Schutzbediirftigkeit des Teilbereichs Rechnung getragen. Trotz der teilweise weniger
engen Festsetzungen werden auch im Teilbereich B umfangreiche Anforderungen an
die Dimensionierung der Anbauten gestellt.

In beiden Teilbereichen kdnnen Anbauten dabei einerseits als traufseitiger Anbautyp
am Hauptbaukdrper angeordnet sein. In dieser Form kénnen sie in beiden Teilberei-
chen uber die gesamte Gebaudeldnge verlaufen. Bezuglich der Breite der Anbauten
sind jedoch Einschrankungen notwendig. Aufgrund der angesprochenen besonderen
Sensibilitat des Teilgebiets A darf die Breite der Anbauten hier nicht mehr als ein
Drittel der Breite des Hauptbaukdrpers betragen. Im Teilgebiet B kann die Schutzbe-
durftigkeit mit einer weniger engen Festsetzung erfillt werden. Hier darf die Breite
der Anbauten bis zur Hélfte der Breite des Hauptbaukdrpers betragen.

Bei traufseitigen Anbauten muss zudem im Teilbereich A als auch im Teilbereich B
gleichermal3en eine Beschrankung der Hohenentwicklung erfolgen. Dies tragt eben-
falls zur Sicherung der Pragnanz der Hauptbaukorper im Ortsbild bei. Verfligen trauf-
seitige Anbauten Uber geneigte oder abgeschleppte Dacher, dirfen diese bis maxi-
mal an die Traufe des Hauptbaukdrpers reichen. Verfiigen traufseitige Anbauten
Uber Flachd&cher, sind sie zulassig bis zu einer Hohe inklusive Bristung oder Ge-
lander von 0,5 m unterhalb der traufseitigen Dachkante.

In beiden Teilbereichen kénnen Anbauten auch als giebelseitiger Anbautyp am
Hauptbaukorper angeordnet sein. Dies geht zur Sicherung der Pragnanz der Haupt-
baukoérper ebenfalls mit Einschrankungen der Dimensionierung einher. Bei giebelsei-
tigen Anbautypen gelten die Regelungen durchweg gleichermafien fir den Teilbe-
reich A und den Teilbereich B. Anbauten an Giebelwanden sind bis zu einer Héhe
inklusive Gelander von 0,5 m unterhalb der traufseitigen Dachkante zulassig. Sie dur-
fen zudem mit ihrer Breite nicht die Breite des Hauptbaukdrpers Gberschreiten. Die
Lange der Anbauten darf zwei Drittel der Breite des Hauptbaukérpers nicht tber-
schreiten.

Hauptbaukorper mit einer giebelstandigen Anordnung entlang der Stral3en leisten
aulerdem einen positiven Beitrag zum Ortsbild. In der Abfolge dieser giebelstandi-
gen Gebaude entlang des Stral3enverlaufs bildet sich eine charakteristische stral3en-
seitige Rhythmik heraus. Damit dieses Motiv nicht in seiner Klarheit beeintrachtigt
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wird, sind bei giebelstandigen Gebauden Anbauten nicht an der der 6ffentlichen Ver-
kehrsflache zugewandten Seite zulassig. Dies gilt auch fur Balkone.

Die klare, einfache Kubatur der Anbauten und ihr Zusammenwirken mit den Haupt-
baukérpern erstrecken sich nicht allein auf die Héhenentwicklung ihrer Dacher, son-
dern ebenfalls auf die Dachformen an sich. Dabei wird die Klarheit einerseits durch
Flachdacher gewahrleistet. Diese fordern insbesondere den kubischen oberen Ab-
schluss der Anbauten und sind funktional gut mit der erwdhnten Unterbringung von
Dachterrassen vereinbar. Eine ahnlich positive Wirkung fir Anbauten als additives
Bauteil erfullt das Pultdach. In der raumlichen Wirkung kénnen diese als abge-
schleppte Verlangerung der Dachflachen der Hauptbaukérper wirken oder in ihrer
Schréage zwischen dem Anbau und dem Hauptbaukérper vermitteln. Zudem ent-
spricht dieses Motiv historischen Vorbildern Zell-Weierbachs.

Die Einbindung der Anbauten in das pragende Ortshild macht dartiber hinaus eine
Begrenzung ihrer Anzahl sowie die Regelung von Abstéanden untereinander sowie zu
Nebenanlagen als Gebaude notwendig, damit die Klarheit der stadtebaulichen Wir-
kung der Hauptbaukdrper bestimmend bleibt. Aus demselben Grund missen min-
destens eine giebelseitige und eine traufseitige Fassade des Hauptbaukdrpers frei
von Anbauten sein.

8.2.3 Gelandeveranderungen

Im Zuge der Errichtung von Hauptgebauden muss eine Beeintrachtigung des Orts-
und Landschaftsbildes durch zu starke Gelandeveranderungen verhindert werden.
Hierftr wird das Mal3 der zulassigen Aufschittungen beim Errichten von Hauptge-
bauden geregelt. Diese sollen maximal 75 cm gegeniber dem zum Zeitpunkt der
Planaufstellung vorhandenen Gelande betragen, damit kein zu stark ausgepragtes
Gelandepodest entsteht, das den Baukorper Uber ein fur das Ortsbild vertragliches
Malf3 hinaus aus dem umgebenden Terrain hinaushebt.

Abgrabungen - auch im gréf3eren Umfang - sind bei der Errichtung von Hauptgebau-
den hingegen Ublich, wie sich bei der Errichtung von Kellergeschossen zeigt. Daher

wird das zulassige Mafl3 der Abgrabungen nicht durch ein Maximalmali geregelt. Al-

lerdings wird festgelegt, dass diese auf das funktional und bautechnisch notwendige
Minimalmal3 zu begrenzen sind, da z. B. Lichtschachte ein anderes notwendiges Mi-
nimalmaf3 aufweisen als Kellergeschosse.

Zudem sind die Regelungen zur maximalen Traufhéhe und deren Bezugshdhe (vor-
handene Gelandehthe zum Zeitpunkt der Planaufstellung) zu beachten (siehe unter
8.2.1).

8.3 Nebenanlagen als Gebaude, Garagen, Tiefgaragenzufahrten

Nebenanlagen als Gebaude sind bauliche Anlagen, die nicht als Teil der Hauptanla-
ge einzustufen sind und die der Begrifflichkeit eines Gebaudes gemal § 2 Abs. 2
LBO gerecht werden (z. B. Schuppen, Kleintierstall, Lagerraum). Nebenanlagen als
Gebaude konnen entweder als Anbau an einen Hauptbaukorper oder freistehend
errichtet werden.
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8.3.1 Nebenanlagen als Gebaude, die als Anbau an einen Hauptbaukdrper er-
richtet werden

Fur Nebenanlagen als Geb&ude, die als Anbau an einen Hauptbaukorper errichtet
werden, gelten hinsichtlich MalRe, Grundgeometrie, Anbautypen und Dachformen die
gleichen Festsetzungen wie fir Anbauten als Teil der Hauptanlage. Es wird daher
auf die Ausfihrungen unter 8.2.2 verwiesen.

8.3.2 Nebenanlagen als Gebaude, die freistehend errichtet werden

Auch freistehende Nebenanlagen als Gebaude bedurfen einiger spezifischer Rege-
lungen, damit sie sich in das Ortsbild des Geltungsbereichs einfiigen und in einer
guten baulichen Zuordnung zum Hauptgebaude stehen. Hierzu zahlt, dass sich frei-
stehende Nebenanlagen als Gebaude gegentuber den Hauptbaukérpern unterord-
nen. Dies wird einerseits durch eine Beschrankung der Grundflache auf 6 m? (groRe-
re Grundflachen fur landwirtschaftlich genutzte Nebenanlagen kdnnen zugelassen
werden) erzielt. Andererseits wird auch eine Beschrankung der Hohe dieser Neben-
anlagen vollzogen.

Die bauliche Zuordnung zu der klaren und einfachen Kubatur der Hauptbaukdrper
wird insbesondere auch durch die Dachform freistehender Nebenanlagen mit Ge-
baudecharakteristik gewéhrleistet. Wie im Falle der Anbauten wird dies durch Flach-
und Pultdacher ermdglicht, da diese eine einfache Grundkubatur dieser Nebenanla-
gen unterstutzen. AulRerdem ist an freistehende Nebenanlagen mit Gebaudecharak-
teristik die Verwendung von Satteldachern mit mittig liegendem First, parallel zur
Traufe zulassig. Freistehende Nebenanlagen befinden sich raumlich abgesetzt vom
Hauptbaukorper. Dadurch erzeugt die Verwendung eines Satteldachs eine raumlich
abgesetzte Wiederholung der pragenden Dachform des Hauptbaukérpers in einem
kleineren Mal3stab.

8.3.3 Garagen und Tiefgaragenzufahrten

Im Plangebiet soll das Stellplatzpotential von Garagen und Tiefgaragen nutzbar ge-
macht werden, ohne dass Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild verur-
sacht werden. Eine Beeintrachtigung wirde sich bspw. durch stark in den nattirlichen
Gelandeverlauf eingeschnittene Rampen zu Tiefgarageneinfahrten ergeben. In der
raumlichen Wirkung kénnen diese das Bild von ,klaffenden Offnungenim Gelénde
erzeugen. Daher sind Einfahrten zu Tiefgaragen einschlief3lich notwendiger Rampen
in Hauptbaukdorper, Anbauten oder bestehende freistehende Nebenanlagen mit Ge-
baudecharakteristik zu integrieren.

Garagen konnen das Ortsbild durch eine Haufung zusatzlich zu den im Plangebiet
zulassigen Anbauten und freistehende Nebenanlagen als Gebaude beeintrachtigen.
Das Ortsbild ist auf ein abgestimmtes Verhaltnis von Hauptbaukorpern und ergan-
zenden baulichen Anlagen angewiesen. Hierbei soll die rdumliche Pragnanz der
Hauptbaukorper nicht durch eine zu hohe Anzahl ergdnzender baulicher Anlagen
abgeschwacht werden. Aus diesem Grund sind je Hauptbaukdorper nicht mehr als 2
Anbauten und 2 freistehende Nebenanlagen als Geb&ude zugelassen. Aufgrund ih-
rer Dimensionierung kénnen Garagen der raumlichen Wirkung von Anbauten und
freistehende Nebenanlagen als Gebaude gleichkommen. Damit es nicht zu einer ak-
kumulierten Wirkung dieser Anlagen kommt, die die raumliche Pragnanz der Haupt-
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baukérper abschwacht, sollen Garagen in die Hauptbaukérper, in Anbauten oder
freistehende Nebenanlagen mit Geb&udecharakteristik integriert werden. Freistehen-
de Carports kbnnen ausnahmsweise zugelassen werden, da diese aufgrund ihrer
insgesamt weniger massiven Konstruktion und den fehlenden Wandflachen eine ins-
gesamt geringere stadtebauliche Wirkung entfalten.

8.3.4 Lage

Die Zulassung von Nebenanlagen als Geb&ude aul3erhalb der tberbaubaren Grund-
stucksflachen liegt im Ermessen der Baurechtsbehdrde und richtet sich nach § 23
Abs. 5 BauNVO.

Freistehende Nebenanlagen als Gebaude aul3erhalb der Gberbaubaren Grund-
stucksflache sind in dem Bereich zwischen dem offentlichen Raum und der stral3en-
zugewandten Gebaudefassade, mindestens aber bis zu einem Abstand von 5 m zum
Offentlichen Raum unzulassig. Dies dient der Freihaltung ortsbildpréagender Grin-
und Freibereiche in den stralenzugewandten Bereichen der privaten Grundstiicks-
flachen, die fir das Ortsbild von hervorgehobener Bedeutung sind. Fur landwirt-
schaftlich genutzte, freistehende Nebenanlagen als Gebaude kénnen Ausnahmen
zugelassen werden.

8.3.5 Anzahl / Abstande

Die ortshildgerechte Einbindung der Nebenanlagen, die als Anbau an einen Haupt-
baukoérper bzw. freistehend errichtet werden, macht dartber hinaus eine Begrenzung
ihrer Anzahl sowie eine Regelung von Abstanden untereinander sowie zu Anbauten
als Teil der Hauptanlage notwendig, damit die Klarheit der stadtebaulichen Wirkung
der Hauptbaukoérper bestimmend bleibt. Aus demselben Grund missen mindestens
eine giebelseitige und eine traufseitige Fassade des Hauptbaukdrpers frei von An-
bauten sein.

8.3.6 Gelandeveranderungen

Im Zuge der Errichtung von Nebenanlagen als Geb&dude muss eine Beeintrachtigung
des Orts- und Landschaftsbildes durch zu starke Gelandeveréanderungen verhindert
werden. Hierfir wird das Mal3 der zulassigen Aufschuttungen beim Errichten von
Nebenanlagen als Gebaude geregelt. Diese sollen maximal 75 cm gegeniiber dem
zum Zeitpunkt der Planaufstellung vorhandenen Gelande betragen, damit kein zu
stark ausgepragtes Gelandepodest entsteht, das den Baukoérper Gber ein fur das
Ortshild vertragliches Mal3 hinaus aus dem umgebenden Terrain hinaushebt.
Abgrabungen - auch im gré3eren Umfang - sind bei der Errichtung von Nebenanla-
gen als Gebaude hingegen ublich, wie sich bei der Errichtung von Kellergeschossen
zeigt. Daher wird das zulassige Mal3 der Abgrabungen nicht durch ein Maximalmaf3
geregelt. Allerdings wird festgelegt, dass diese auf das funktional und bautechnisch
notwendige MinimalmalR3 zu begrenzen sind, da z. B. Lichtschachte ein anderes not-
wendiges Minimalmal3 aufweisen als Kellergeschosse. Zudem sind die Regelungen
zur maximalen Hohe von freistehenden Nebenanlagen und deren Bezugshéhe zu
beachten.
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8.4 Fassadengestaltung

Ein weiterer Abschnitt der 6rtlichen Bauvorschriften widmet sich dem harmonischen
Einfligen neuer bzw. modifizierter Fassaden in die Umgebung. Hierbei wird keine
unreflektierte Ubertragung historischer Formen auf neue Bauten angestrebt. Auf-
grund veranderter Bedurfnisse der Bewohner und neuer Bautechniken wére dies
nicht immer sinnvoll oder mit unangemessen hohen Kosten verbunden. Mitunter ver-
lieren historische Formen beim Versuch, sie mit heutigen Baumaterialien nachzu-
bauen, ihre Selbstverstandlichkeit und Eleganz.

Die Vorgaben fur die Fassaden folgen daher dem Grundsatz, zunéchst nur jene
Merkmale zu Gbernehmen, die sich gut und ohne grof3en Aufwand in eine zeitgenos-
sische Architektur Ubertragen lassen und die keine merklichen Einschrankungen fur
Bauherren oder Bewohner verursachen.

Eine Beschrankung der Fenster auf historische Grof3en und Anordnungen wurde den
heutigen Wohnansprtchen hinsichtlich Belichtung und Grundrissgestaltung wider-
sprechen und somit die Nutzbarkeit unangemessen stark einschranken. Dennoch
lasst sich das Prinzip der Einfachheit aus der pragenden historischen Situation ablei-
ten und auf zeitgendssische bauliche Losungen ubertragen. Deshalb sollen alle
Fenster- und Turoéffnungen als einfache Rechtecke gebildet werden. Andere Formate
wie bspw. runde oder dreieckige Fenster wirden im Kontext des pragenden Ortsbil-
des fremd wirken.

Das charakteristische Ortsbild Zell-Weierbachs ist durch Fassaden gepragt, die sich
zum offentlichen Strallenraum 6ffnen. Dadurch férdern sie ein lebendiges Erschei-
nungsbild des Ortes. Diese Eigenschaft soll durch das Festschreiben eines Mindes-
tanteils der Offnung von 10% der Fassadenflache bei Hauptanlagen unterstutzt wer-
den.

Der Schutz des Ortsbildes erfordert zudem planerische Sensibilitat bei Umbauten:
dabei sind vorhandene historische Fassadengliederungen, Fenstertéffnungen, Fens-
terladen und sonstige Gestaltungsmerkmale beizubehalten.

Fur das gestalterische Einfligen von Garagen- und Tiefgarageneinfahrten in die Fas-
saden baulicher Anlagen wird festgesetzt, dass an der der offentlichen Verkehrsfla-
che zugewandten Seiten der Baukorper Offnungen fur Garagen- und Tiefgaragenein-
fahrten in ihrer Anzahl auf eine Offnung und ihrer Breite auf 3,5 m beschrankt wer-
den. Ferner sind Garagen- oder Tiefgarageneinfahrten zum Schutz des Orts- und
Landschaftsbild ebenerdig anzulegen.

Hauptbaukorper mit einer giebelstdndigen Anordnung entlang der Stral3en leisten
einen positiven Beitrag zum Ortsbild. In der Abfolge dieser giebelstandigen Gebéude
entlang des Stral3enverlaufs bildet sich eine charakteristische stral3enseitige Rhyth-
mik heraus. Damit dieses Motiv nicht in seiner Klarheit beeintrachtigt wird, sind bei
giebelstandigen Geb&auden neben Anbauten und Balkonen auch Loggien nicht an der
der offentlichen Verkehrsflache zugewandten Seite zulassig.
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8.5 Gestaltung der Dachflachen

Die Dacher im Ortskern sind hinsichtlich Farbe und Material weitgehend einheitlich
ausgebildet. Sie werden durch grol3e, meist nicht durch Aufbauten oder Einschnitte
unterbrochene Dachflachen gebildet. Im Ortsbild ergibt sich dadurch ein verbinden-
des und beruhigendes Element, das einen gemeinsamen Rahmen fur die ansonsten
teils recht individuell gestalteten Gebaude bildet. Die Dacher sind deshalb besonders
zu schutzen.

Auf der anderen Seite besteht heute der nachvollziehbare Wunsch nach einer inten-
siveren Nutzung der Dachraume, woflir meist vor allem eine Belichtung tber Dach-
flachenfenster oder Dachgauben notwendig ist. Diesem Bedarf mdchten die ortlichen
Bauvorschriften entgegen kommen. Damit die wirtschaftliche Ausnutzung des Dach-
volumens mit dem Schutz der Dachlandschaft vereinbar ist, werden gestalterische
Regelungen zu Art, Gro3e und Form der Dachaufbauten notwendig.

Auch an dieser Stelle soll dem Prinzip der Einfachheit und Klarheit gefolgt werden.
Daher werden dem Ortsbild fremd wirkende Formen wie Fledermaus-, Dreiecks- oder
Trapezgauben sowie weitere Dachaufbauten wie Wanderh6hungen und Dachreiter
ausgeschlossen. Auch Giebelgauben, Zwerchgiebel oder Wiederkehren sind unge-
eignet, weil sie in Konkurrenz zu den ortshildpragenden Giebeln der Hauser stehen.
Gut vertraglich sind hingegen Schleppgauben, die in dem gleichen Ziegel gedeckt
sind wie das Hauptdach und die sich ansonsten in ihrer farblichen Gestaltung dem
Dach unterordnen, also in der Regel in einer gedeckten und dunkleren Farbe gehal-
ten sind. Um auch eine modernere Formensprache zu ermdéglichen, sind daneben
auch Flachdachgauben zugelassen, allerdings sollten diese dann auch der Formen-
sprache des Hauses entsprechen, also nur entweder fur Neubauten verwendet wer-
den oder wenn das Haus insgesamt in einem modernen Stil erneuert wird. FUr einen
Dachausbau bestehender Gebaude ohne eine grundlegende Umgestaltung des ge-
samten Gebaudes sind diese Gauben ungeeignet. Alternativ zu den Gauben sind
auch schlicht gehaltene Dachflachenfenster méglich.

Bei allen Eingriffen in die Dachhaut ist darauf zu achten, dass ein geordnetes und
einheitliches Bild entsteht. Deshalb sind je Dachflache nur je eine Form von Gaube
und Dachflachenfenster zugelassen. Bei der Anordnung der Gauben und Dachfla-
chenfenster muss darauf geachtet werden, dass sie nicht wahllos auf der Dachflache
verteilt werden. Die Dachflache sollte stattdessen wie eine eigene Fassade behan-
delt werden, auf der die Dachflachenfenster und die Gauben eine harmonische
Komposition bilden. Fir ein geordnetes Gesamtbild ist es wichtig, dass seitlich und
zum unteren Rand gewisse Mindestabstande eingehalten werden. Der Abstand zur
Traufe muss mindestens 0,5 m betragen. Zum First, zu Ortgdngen, Kehlen und Gra-
ten sowie zwischen Dachaufbauten untereinander ist in der Regel ein Abstand von
mindestens einem Meter einzuhalten.

Auch die Dimensionierung der Gauben selbst bildet einen bestimmenden Faktor bei
der Erzeugung eines ausgewogenen Bildes der Dachflache. Die konkret festgesetz-
ten Maximalmalfe setzen sich aus 1,50 m fir die Hohe und 3,0 m fir die Breite der
einzelnen Gaube zusammen. Die Gesamtlange der Dachgauben darf zudem 1/2 der
unter der Dachflache liegenden Gebaudelange nicht Uberschreiten. Die Festsetzun-
gen dienen dem angesprochenen Ziel, eine wirtschaftliche Ausnutzung des Dachvo-
lumens mit dem Schutz der Dachlandschaft zu vereinbaren. So werden zu hoch oder
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breit dimensionierte Einzelgauben sowie eine zu groRe Gesamtlange der Gauben im
Verhaltnis zur Gebaudelange verhindert. Gleichzeitig werden wirtschatftlich vertretba-
re Loésungen bei der Nutzung des Dachraums ermdglicht.

Technische Anlagen zur Nutzung von Solarenergie sind auf allen Dachflachen zulas-
sig. Bei der Verwendung der Anlagen soll ebenfalls ein geordnetes und einheitliches
Bild auf den Dachflachen entstehen. Deshalb sind je Dachflache hinsichtlich Bauart,
Abmessungen, Farbe und Material nur eine Art von technischer Anlage zur Nutzung
von Solarenergie zulassig.

Die besondere Schutzbedurftigkeit des Teilbereichs A erfordert eine Regelung zur
Beschrankung von sonstigen - nicht der Nutzung der Solarenergie zuzurechnenden -
technischen Anlagen auf Dachflachen. Eine Haufung solcher Anlagen wiirde dort
den baugestalterischen Zielsetzungen der 6rtlichen Bauvorschriften widersprechen.
Deshalb sind in Teilbereich A entsprechende Anlagen wie z. B. Antennen auf Dach-
flachen von Hauptbaukdrpern und von freistehenden Nebenanlagen als Gebaude nur
zulassig, wenn sie ausschliel3lich den Nutzungen in den Gebauden des jeweiligen
Bauvorhabens dienen, und ihrer Art und ihrem Zweck nach mit der Nutzung der zu
dem Bauvorhaben gehérenden Gebaude in Zusammenhang stehen.

Bei grol3eren Dachern ist es mitunter erwtinscht, auch noch die zweite Dachebene,
den Spitzboden, zu nutzen. Gerade im oberen Bereich aber sollten die Dacher ruhig
gehalten sein, damit sie ihre rahmende und beruhigende Wirkung behalten. Aus die-
sem Grund sind sowohl im Teilbereich A als auch im Teilbereich B in der oberen
Dachebene Dachgauben nicht zuldssig, sodass ausschlie3lich Dachflachenfenster
bzw. Glasziegelflachen zugelassen werden kénnen.

8.6 Farbe und Material

Ein einheitlicher Rahmen und Harmonie in der Farb- und Materialwahl sind wichtige
Faktoren fur das Ortsbild Zell-Weierbachs. Bestimmend fir das historisch gepréagte
Ortsbild sind Putz, sichtbare Mauerziegel und Dachziegel. Die Farb- und Materialei-
genschaften dieser Elemente lassen sich ohne nennenswerte Kosten oder eine Min-
derung der Nutzbarkeit auf die Gestaltung moderner bzw. die erhaltende Erneuerung
historischer Gebaude anwenden.

Fiur die meisten Geb&aude ist Putz das Hauptelement. Im historischen Ortsbild wird
Putz zum Schutz der Ausfachung im Fachwerk genutzt. Im heutigen Ortsbild Zell-
Weierbachs lassen sich an den Putzflachen dabei fast alle Farbtone feststellen. Dass
dennoch ein harmonischer Eindruck entsteht, beruht unter anderem darauf, dass hier
fur die Hauptfarbe des Hauses fast immer eine helle und eher gedeckte, d. h. nicht
grelle Farbe verwendet wird, also kein kraftiges Rot, sondern ein helles und etwas
abgetontes Rosa, kein knalliges Gelb, sondern eher ein Ocker- oder Beigeton. Oft-
mals ist der Ton fein auf die Nachbargebaude oder einen am Haus vorkommenden
Naturstein abgestimmit.

Bei der Verwendung von Ziegeln kommt Naturstein in einer charakteristischen Farb-
palette zum Tragen. Diese Farbpalette schlief3t helle Ocker-, Braun-, Naturrotténe
sowie Grau- und Anthrazittdnen ein.

Der Dachlandschaft kommt im Ortsbild eine wichtige Funktion als verbindendes und
beruhigendes Element fir die verschiedenen Gebaude zu. Diese Funktion wird durch
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ein dezentes Farbspektrum der Dachziegel unterstiitzt. Um diese Eigenschaft beizu-
behalten, sind in Anlehnung an das pragende Ortsbild Braun-, Naturrot- oder Grau-

tone zulassig. Glanzende Dachziegel wirden der Schaffung eines dezenten verbin-

denden Rahmens fir die verschiedenen Gebaude entgegenstehen.

In der Gesamtheit zeigt sich in der Farb- und Materialgebung im Ortskern Zell-
Weierbachs eine Harmonie in der Vielfalt, die durch diese Satzung nicht einge-
schrankt werden soll. Die Festsetzung beschrankt sich daher darauf, ,Ausreil3er”,
also allzu grelle oder dunkle Farben in den Ortskernen zu verhindern.

8.7  Freiflachen und Einfriedungen

Der Ortskern Zell-Weierbachs weist in vielen Bereichen einen gut spirbaren griinen
Charakter auf. Grund hierfur sind begrunte private Flachen, Garten, Obstwiesen, in-
formell mit Gras bewachsene, bekieste Hofflachen und viele weitere kleine unbefes-
tigte Flachen, Gberall dort, wo eine Versiegelung nicht notwendig ist. Einerseits ruft
dies eine begriinte Wirkung hervor, andererseits ergeben sich weiche, stimmungsvol-
le Rander mit grofRer Bedeutung fur das dorfliche Erscheinungsbild. Diese Eigen-
schaft gilt es zu erhalten und in Abschnitten, in denen sie verlorengegangen ist, wie-
der zu starken.

Oftmals aber werden heute viele der oben beschriebenen Flachen versiegelt.
Dadurch verlieren die Dorfer inren griinen und weichen Charakter und gleichen sich
der Erscheinung von Vorstadten an. Um einen solchen ldentitatsverlust zu verhin-
dern, ist es wichtig, dass die privaten Flachen nicht komplett versiegelt werden. Am
besten ware es, wenn viele Flachen einen informellen Charakter behalten kdnnten,
indem Zufahrten, Stellplatze etc. Uberhaupt nicht versiegelt werden, sondern einfach
durch bekieste Flachen bzw. Schotterrasen eine Befahrbarkeit fir Autos hergestellt
wird.

Die drtlichen Bauvorschriften mochten aktuellen Bedirfnissen entgegenkommen,
indem sie Versiegelungen zulassen, jedoch innerhalb eines Rahmens, der dennoch
auch dem Merkmal der weichen, grinen Rander Raum gibt. Die 6rtlichen Bauvor-
schriften beschranken deshalb die Versiegelung auf die tatsachlich notwendigen Be-
reiche, beispielsweise auf die Zufahrten oder Zugange in einer bestimmten Breite.
Aus demselben gestalterischen Grund wird der zulassige Versiegelungsgrad durch
Materialvorgaben zu den befestigten Flachen und Wegen beschrénkt. Dies fihrt im
Nebeneffekt auch zu einer Vermeidung bzw. Verringerung des Oberflachenwasser-
abflusses.

Bei dieser Festsetzung konnen notwendige oder vertretbare Abweichungen als Aus-
nahmen zugelassen werden. Hierdurch werden bspw. barrierefreie Zugénge explizit
ermoglicht.

Aus gestalterischen Grinden ist es erforderlich, differenzierte Regelungen zu Ein-
friedungen vorzusehen. Sie dienen der Erhaltung des charakteristischen Ortsbildes.
Viele historische Grundstiicke in Zell-Weierbach wurden nicht oder nur teilweise ein-
gefriedet. Dadurch bildeten private und 6ffentliche Freiflachen urspriinglich einen
kontinuierlichen Raum im Dorf, der diesem eine gewisse Weitlaufigkeit und Grof3zu-
gigkeit verlieh.
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Heutzutage besteht der Wunsch der Bewohner, den eigenen Grund einzuzaunen.
Als Kompromiss wird in der Satzung eine Hohenbeschrankung der Einfriedungen auf
0,6 m fur Mauern und 1,2 m fir weitere Einfriedungen festgelegt. Dies kommt einer-
seits dem Wunsch nach einer gewissen Abgrenzung entgegen und zergliedert ande-
rerseits den Raum nicht zu stark. Zudem wird sichergestellt, dass die Einfriedungen
dem doérflichen Charakter entsprechen (Lattenzaun, Hecke, Mauern aus Sandstein
oder verputzte Mauern), sodass diese gestalterisch auf die Bebauung abgestimmt
sind und nicht zu einer zu starken Abschirmung der privaten Grundstiicksflachen
vom Offentlichen Stral3enraum fuhren.

Diese weitgehenden Einschrankungen von Mal3, Gestaltung und Material der Ein-
friedungen betreffen allerdings nur die Grundstiicksgrenze zum 6ffentlichen Raum.
An allen anderen Grundstiicksgrenzen bestehen groRere Freiheiten. So kénnen Ein-
friedungen dort bis zu einer Hohe von 1,8 m als Schnitthecken oder als in Schnitthe-
cken integrierte Maschendraht- oder Holzlattenzaune ausgefuhrt werden. Weiterge-
hende oder andersartige Flexibilisierungen bei der Ausgestaltung der Einfriedungen
konnen dartber hinaus gemaf 9. als Ausnahme zugelassen werden, wenn das Ziel,
das Ortsbild zu erhalten, oder andere oOffentliche Belange nicht dadurch beeintrach-
tigt werden.

Die Empfehlung, fur Pflanzungen die Artenwahl zumindest im Bereich zwischen dem
offentlichen Raum und der stral3enzugewandten Gebaudefassade, mindestens aber
bis zu einem Abstand von 5 m zum 6ffentlichen Raum, auf einheimische Arten zu
begrenzen, soll bewirken, dass in diesem Bereich nur standortgerechte, fir das ge-
wachsene Ortshild pragende Arten gepflanzt werden.

Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes wird das Mal3 der zulassigen Gelande-
veranderungen geregelt. Aufschittungen oder Abgrabungen im Bereich unbebauter
Freiflachen sind maximal bis zu einem Hohenunterschied von 75 cm zu dem zum
Zeitpunkt der Planaufstellung vorhandenen Gelande zuléassig. Dadurch soll eine Be-
eintrachtigung des Orts- und Landschaftsbildes durch eine groR3flachige Nivellierung
des ansteigenden Terrains verhindert werden.

8.8 Erhohung der Stellplatzverpflichtung

Gemal 8 74 Abs. 2 Nr. 2 Landesbauordnung (LBO) kdnnen Gemeinden fiir abge-
grenzte Teile des Gemeindegebietes bestimmen, dass die Stellplatzverpflichtung fur
Wohnungen auf bis zu zwei Stellplatze erhoht wird, soweit Grinde des Verkehrs o-
der stadtebauliche Grunde dies rechtfertigen.

Die Stellplatzverpflichtung fur Wohnungen gemaf § 37 Abs. 1 Landesbauordnung
(LBO) wird aus verkehrlichen Griinden auf zwei Stellplatze je Wohnung erhéht. Die
Erh6hung der Stellplatzverpflichtung auf 2 Stellplatze pro Wohnung findet jedoch nur
fur Wohnungen tber 60 m? Wohnflache Anwendung. Die Wohnflache bestimmt sich
nach den Vorschriften der Verordnung zur Berechnung der Wohnflache vom
25.11.2003 (BGBI. | S. 2346).

Die Errichtung des ansonsten bauordnungsrechtlich erforderlichen einen Stellplatzes
je Wohnung auf den Baugrundstiicken entspricht nicht den realen Stellplatzbedarfen,
da zumindest in Haushalten mit mehr als einer volljahrigen Bewohnerin bzw. einem
volljahrigem Bewohner, wovon ab einer GréRRe der Wohnflache von 60 m? ausge-
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gangen wird, haufig mehr als ein Fahrzeug vorhanden ist, was den Parkdruck im 6f-
fentlichen Raum erhdoht.

Die offentlichen Verkehrsflachen innerhalb des Geltungsbereichs bzw. in unmittelba-
rerer Umgebung desselben sind jedoch aus folgenden Griinden nicht fur einen er-
hohten Parkdruck geeignet.

e In der StralRe Winkel herrschen stark begrenzte Flachenverhéltnisse im offentli-
chen Raum. Zudem ist hier kein Gehweg vorhanden und kann auch nicht errichtet
werden. Abgestellte Fahrzeuge behindern somit die Leichtigkeit und Sicherheit
des FuRRgangerverkehrs und des motorisierten Verkehrs.

¢ Die Weinstral3e dient dem Durchgangsverkehr (KreisstraRe K 5326). Abgestellte
Fahrzeuge behindern hier ebenfalls die Leichtigkeit des motorisierten Verkehrs.

Durch die Festsetzung soll somit das Ziel, den Parkdruck im 6ffentlichen Raum zu
reduzieren, unterstitzt werden.

8.9 Ausnahmen

Ausnahmen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften kdbnnen, wenn die Vorausset-
zungen des 8 56 Abs. 4 Landesbauordnung (LBO) nicht vorliegen, nur zugelassen
werden, wenn diese in der Landesbauordnung selbst oder in Vorschriften aufgrund
der Landesbauordnung vorgesehen sind. Ferner missen sie mit 6ffentlichen Belan-
gen vereinbar sein und es missen die fur die Ausnahme festgelegten Vorausset-
zungen vorliegen.

Die ortlichen Bauvorschriften stellen eine Vorschrift aufgrund der Landesbauordnung
dar. Die Moglichkeit der Zulassung von Ausnahmen dient dem Ziel, von allgemein-
gultigen Regeln Abweichungen zu erméglichen, um auch dort das gewlnschte Mal3
an Gerechtigkeit zu erreichen, wo dies nur durch Korrektur der Allgemeinregeln mog-
lich ist.

9. Entwasserung

Die Entwasserungssituation bestehender Wohngebaude andert sich nicht. In den
Bebauungsplan wurde folgender Hinweis aufgenommen:

Das anfallende Niederschlagswasser ist, sofern moglich, auf dem Grundstiick zu
versickern sofern keine Grundwassergefahrdung zu beftirchten ist. Die gegebenen-
falls notwendige wasserrechtliche Erlaubnis ist beim Landratsamt Ortenaukreis - Amt
fur Wasserwirtschaft und Bodenschutz - einzuholen. Die Versickerung kann grund-
satzlich flachig (mittels wasserdurchléassiger Befestigung) oder durch gezielte Versi-
ckerung uber die belebte Bodenschicht erfolgen.

Ist eine Versickerung auf den Grundsticken nicht moglich oder nicht zulassig, ist das
Niederschlagswasser in den 6ffentlichen Regenwasserkanal einzuleiten. Sollte dies
nicht maglich sein, ist das Niederschlagswasser in den 6ffentlichen Mischwasserka-
nal einzuleiten.

Grundstiicke, die direkt an 6ffentliche Gewasser oder Wassergraben angrenzen, ha-
ben anfallendes Niederschlagswasser dort einzuleiten. In allen Fallen kann hierfur
unter Umstanden eine Einleitbeschrankung gefordert werden.
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Flachdacher und flach geneigte Schragdacher mit mehr als 10° Neigung sind zu be-
grunen (Substrat mind. 10 cm). Durch die Dachbegriinung kann ein Teil des Nieder-
schlagswassers zurtickgehalten werden und verdunstet. Weiterhin werden eine Min-
derung der Abflussspitzen und eine Verzégerung des Abflusses erreicht. Durch Kiih-
lung und Luftbefeuchtung kommt es zudem zu einer Verbesserung des Kleinklimas.

Das anfallende Schmutzwasser ist in die vorhandene stadtische Schmutz- oder
Mischwasserkanalisation einzuleiten.

Bei allen Entwésserungsleitungen bis zur Einleitung in die vorhandene offentliche
Kanalisation handelt es sich um private Leitungen, die vom Grundstiickseigentiimer
hergestellt und unterhalten werden.

Zum Schutz vor Uberflutungsschaden aufgrund bei Starkregen oberirdisch abflie-
Renden Wassers wird empfohlen, die Gebaude und Garagen bis zu einem Wasser-
spiegel von 15 cm Uber Stral3enoberkante durch entsprechend gestaltete Kellerzu-
gange und Tiefgarageneinfahrten usw. gegen oberirdisch eindringendes Wasser zu
sichern.

10. Betrachtung der Umweltbelange
10.1 Grundlage der Beurteilung

Gemal 8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die Umweltbelange bei der Aufstellung von Be-
bauungsplanen zu bertcksichtigen. Die Umweltbelange werden im Folgenden analy-
siert.

Weiterhin soll der Bebauungsplan als ,Bebauungsplan der Innenentwicklung“ im be-
schleunigten Verfahren nach 8 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt werden.
Hierbei wird analog zu § 13 Baugesetzbuch (BauGB) (vereinfachtes Verfahren) von
der Umweltprifung nach 8 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach 8§ 2a, von der An-
gabe nach 8§ 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfug-
bar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung nach 88 6 Abs. 5 Satz 3 und
10 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) abgesehen.

Die GrofRe der im Bebauungsplan ,Winkel 2“ festgesetzten Grundflachen betragt we-
niger als 20.000 m?. Die Aufstellung des Bebauungsplans steht jedoch in einem en-
gen sachlichen, rdumlichen und zeitlichen Zusammenhang zur Aufstellung des Be-
bauungsplans ,Obertal”. Dessen Groflke der Grundflache ist daher gemanR § 13a Abs.
1 S. 2 Nr. 1 BauGB (Baugesetzbuch) mitzurechnen. Kumulativ wird die Grol3e der
Grundflache von 20.000 m? von den festgesetzten Grundflachen beider Bebauungs-
plane Uberschritten, liegt allerdings noch unter dem in § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB
(Baugesetzbuch) genannten Wert von 70.000 m?.

Der Bebauungsplan kann in diesem Falle entsprechend der gesetzlichen Vorschrift
nur dann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, sofern bei einer Vorpri-
fung des Einzelfalls die Einschatzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraus-
sichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen nach sich ziehen wird. Dies ist hier
gegeben. Die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgaben-
bereiche durch die Planung berthrt werden kénnen, sind an der Vorprifung des Ein-
zelfalls zu beteiligen.
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Die Vorprifung des Einzelfalls ist dieser Begriindung als Anlage beigefugt.
10.2 Wesentliche Inhalte der Planung

In diesem bereits durch die Wohnnutzung gepragten Bereich war nach § 34 Bauge-
setzbuch (BauGB) auch schon vor der Aufstellung des Bebauungsplans eine Bebau-
ung in dem nach Bebauungsplan vorgesehenen Umfang bzw. noch dariiber hinaus-
gehend zul&ssig. AuRenbereichsflachen wurden nicht in den Geltungsbereich einbe-
zogen. Die geplanten Festsetzungen (und Einschrankungen) im Bebauungsplan
,Winkel 2“ stellen somit aus Umweltgesichtspunkten vom Prinzip her eine Verbesse-
rung gegenuber dem Status Quo (Plan Nullfall) dar.

10.3 Umweltfachliche Bestandsanalyse des Bebauungsplangebietes

Im Folgenden werden einzelne umweltrelevante Kategorien fir das Plangebiet ,Win-
kel 2“ untersucht und dargestelit.

Schutzgebietsausweisungen und -vertraglichkeit

Es sind innerhalb des Geltungsbereichs keine Naturschutzgebiete sowie keine ge-
setzlich geschutzten Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und §
33 Landesnaturschutzgesetz (NatSchG BW) vorhanden.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Winkel 2“ liegt innerhalb des Naturparks
Schwarzwald Mitte / Nord. § 4 der Schutzgebietsverordnung zu folge bedirfen Hand-
lungen, die den Charakter des Naturparks verdndern oder dem Schutzzweck zuwi-
derlaufen kdnnen, der schriftlichen Erlaubnis der jeweils 6rtlich zustéandigen unteren
Naturschutzbehorde. Insbesondere ist die Errichtung von baulichen Anlagen im Sin-
ne der Landesbauordnung oder der Errichtung gleichgestellter Mal3hahmen nach § 4
Abs. 2 Nr. 1 der Naturparkverordnung erlaubnispflichtig.

An der Ecke Schulstral3e / Winkel, befindet sich wenige Meter aul3erhalb des Ge-
biets eine als Naturdenkmal ausgewiesene Winterlinde (Tilia cordata) mit 240 cm
Stammumfang.

Das nachstgelegene Natura-2000-Gebiet (FFH-Gebiet: ,Untere Schutter und Unditz“)
liegt Uber 1 km in nérdlicher Richtung vom Gebiet des Bebauungsplans entfernt.
Gleichzeitig ist diese Flache als Naturschutzgebiet ausgewiesen. Beeintrachtigungen
des FFH-Gebiets bzw. des Naturschutzgebiets sind durch die grof3e Entfernung zum
Plangebiet nicht moglich.

200 m westlich des Areals befindet sich das Landschaftsschutzgebiet ,Offenburger

Vorbergzone® (vgl. Abb. 3), auf welches ebenfalls kein direkter Einfluss durch das
den Bebauungsplan ,Winkel 2 ausgeubt wird.
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Abb 1 Geschutzte Berelche in und um Zell- Welerbach Westllch und Ostlich des Plange-
biets befinden sich Landschaftsschutzgebiete (gelbe Schraffur). Im Norden befindet sich das
FFH- und Naturschutzgebiet , Talbuckel” (rotes Raster).
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Arten und Biotope

Laut Landschaftsplan-Entwurf der Verwaltungsgemeinschaft Offenburg ist die Leis-
tungs- und Funktionsfahigkeit sowie die Empfindlichkeit der Arten und Biotope in
dem stark von der Siedlung beeinflussten Bereich (aul3er einem sehr kleinen Streifen
am Nordwestrand) als sehr gering zu bewerten (vgl. Abb. 4).

Im Bereich des Bebauungsplans ,Obertal“ finden sich 6kologisch wertvolle Laub-
baume (vgl. Abb. 6, gelbe Darstellung) und Nadelbaume (vgl. Abb. 6, grine Darstel-

Abb.2: Blotoptypenbewertung des Landschaftsplans der Verwaltungsgemeinschaft Offenburg
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Boden

Der Uberwiegende Teil des Geltungsbereichs ist bereits bebaut und damit grof3fla-
chig versiegelt. Bei den groR3flachig bereits versiegelten Flachen handelt es sich auf-
grund der innerértlichen Lage um einen anthropogen gepragten Boden, der nur eine
untergeordnete Leistungs- und Funktionsfahigkeit hinsichtlich der natirlichen Boden-
fruchtbarkeit und als Filter fir Schadstoffe aufweist. Die Funktion der Boden als Aus-
gleich im Wasserkreislauf ist ebenfalls als vernachlassigbar einzustufen.

Eine Versiegelung von Boden jeglicher Art stellt jedoch eine Verschlechterung des
vorhandenen Zustands dar und ist daher auf das notwendige Mafd zu reduzieren,
gemaf 88 1 und 4 Bundesbodenschutzgesetz (BodSchG) und § 1a Baugesetzbuch
(BauGB). Die Funktion des Bodens fir die Versickerung des anfallenden Nieder-
schlags kann an anderer Stelle u.a. durch Dachbegriinung oder versickerungsféahige
Bodenbelage kompensiert werden.

Hydrologie

Das Plangebiet liegt im Einzugsgebiet des Dorfbachs. Gemal der Stellungnahme
des Amts fur Wasserwirtschaft und Bodenschutz im Landratsamt Ortenaukreis wer-
den Teile des betreffenden Grundstiicks nach dem derzeitigen Stand der Kenntnisse
(Hochwassergefahrenkarten der Landesanstalt fur Umwelt, Messungen und Natur-
schutz Baden-Wiurttemberg) bei einem 100-jahrlichen Hochwasserereignis (HQ 100)
teilweise tberflutet und liegen somit nach 8§ 65 Abs. 1 Nr. 2 Wassergesetz (WG) in
einem gesetzlich festgelegten Uberschwemmungsgebiet (HQ 10/50/100) (vgl. Abb.
3). Das festgesetzte Uberschwemmungsgebiet wird im Bebauungsplan nachrichtlich
ibernommen als ,Uberschwemmungsgebiet gemaR § 65 WG (HQ10/50/100)".

e S

-

Die Verdolung ist als orangene Linie dargestellt. Die hellblaue Flache zeigt die Gberschwemmten
Gebiete bei einem HQ 100 Ereignis, wahrend der blaue Flachenanteil den Uberschwemmten Bereich
bei einem HQ 50 Ereignis darstellt.
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Gemal § 78 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist die Errichtung oder Erweite-
rung baulicher Anlagen im Uberschwemmungsgebiet untersagt (dies gilt unabhangig
von der Bebauungsplanaufstellung). Abweichend davon kann die zustandige Behor-
de gemal § 78 Abs. 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) die Errichtung oder Erweite-
rung einer baulichen Anlage im Einzelfall genehmigen.

Die Gemeinde hat in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten gemaf § 78 Abs. 3
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bei der Aufstellung, von Bebauungsplanen in der
bauleitplanerischen Abwagung nach § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch (BauGB) insbeson-
dere die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger, die
Vermeidung einer Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und die
hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben zu bericksichtigen.

Fur das Teilgebiet WA 4 wurde als Folge der bestehenden wasserrechtlichen Anfor-
derungen eine ,aufschiebend Bedingung*® fiir das im Uberschwemmungsgebiet gele-
genen Baufenster in den Bebauungsplan aufgenommen. Damit wird sichergestellt,
dass die in der Planzeichnung getroffene Festsetzung zur Giberbaubaren Grund-
stucksflache erst zu dem Zeitpunkt gilt, ab dem in dem betreffenden Bereich die Ein-
stufung als Uberschwemmungsgebiet im Sinne des § 65 Abs. Wassergesetz (WG)
entfallt. Bis zum Eintritt dieses Umstands wurde fur den Bereich Ubereinstimmend mit
den wasserrechtlichen Anforderungen eine nicht Uberbaubare Grundsticksflache
festgesetzt. Weitere Informationen hierzu sind dem Kapitel ,7.4.3 Aufschiebende Be-
dingung fir die Uberbaubare Grundstiicksflache innerhalb des WA 4“ in dieser Be-
grindung zu entnehmen.

Ferner wird auch der beidseitig mit einer Breite von mindestens 5 m entlang der offe-
nen Gewasserstrecken des Dorfbachs (Weierbachs) verlaufende Gewasserrandstrei-
fen nachrichtlich in den Bebauungsplan ibernommen. Im "Gewasserrandstreifen”
sind geman § 29 Wassergesetz (WG) i. V. m. § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
verboten:

e die Ablagerung von Gegenstanden, die den Wasserabfluss behindern kénnen
oder die fortgeschwemmt werden kdnnen,

e der Umbruch von vorhandenem Griinland,

e die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen (auch gemaf3 LBO verfah-
rensfreie Vorhaben), zu den sonstigen Anlagen gehdren auch Auffillungen, Ter-
rassen, Uberdachungen, Stellplatze, Lagerplatze, Wegbefestigungen, Gartenhiit-
ten und feste Zaune),

e der Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen,

¢ die Beseitigung standorttypischer Baume und Straucher, soweit dies nicht fur den
Ausbau oder die Unterhaltung des Gewassers, zur Pflege des Bestandes oder
zur Gefahrenabwehr erforderlich ist,

e das Neuanpflanzen von nicht standorttypischen Baumen und Strauchern.

Die auf den Flurstiicken Zell-Weierbach Nr. 536, 537/1 und 537/2 vorhandenen Ge-
baude liegen jeweils zu kleinen Teilen innerhalb des Gewdasserrandstreifens. Ent-
sprechend den Regelungen des § 29 Wassergesetz Baden-Wurttemberg (WG) ist
innerhalb der Gewasserrandstreifen die Errichtung von baulichen und sonstigen An-
lagen untersagt.

Um im Bereich des vorhandenen Gebaudebestands grundsatzlich eine Zulassigkeit
von Vorhaben im Sinne des 8§ 29 Baugesetzbuch (BauGB) zu ermdoglichen, die nicht
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unter den wasserrechtlichen Verbotstatbestand fallen (z. B. Nutzungséanderung),
werden im Bebauungsplan fir die betreffenden Flurstiicke dem Bestand entspre-
chende Uberbaubare Grundstlicksflachen festgesetzt. Die Einhaltung der wasser-
rechtlichen Bestimmungen ist im Einzelfall zu prufen.

Klima und Luft

Gemald der Karte 19 des Landschaftsplan-Entwurfs der Verwaltungsgemeinschaft
Offenburg (2015) liegt das Areal ,Winkel 2“ im Bereich eines Dorf-Klimatops.
Klimatisch ist dieser Wirkungsraum durch eine leichte Dampfung der Klimaelemente
Temperatur, Luftfeuchte und Wind charakterisiert.

Das Plangebiet ,Winkel 2“ ist von hdoher gelegenen Kaltluftentstehungsgebieten um-
rahmt (vgl. Abb. 4). Die umgebenden Siedlungskdrper wirken als Barriere gegenuber
der durch die Topografie bedingten, nachtlichen Hangabwinde. Das Untersuchungs-
gebiet wird von Hangabwinden beeinflusst. Erhebliche negative klimatische Auswir-
kungen durch den Bebauungsplan sind an dieser Stelle nicht zu erwarten.

I L AR .k T N e W N

Abb.4: Das Gebiet des Bebauungsplans ,Winkel 2* ist umrahmt von Kaltluftentstehungs-
flachen (blau-weil3e, waagerechte Schraffierung). Die dort entstehenden Hangabwinde
(schwarze Dreiecke, blaue Pfeile) werden sidlich und dstlich des Plangebiets durch be-
stehende Siedlungen als Stromungshindernis der Hangwindsysteme (violette Linien)
beeintrachtigt.

Larmbelastung

Das Plangebiet ist durch den Stral3enverkehr auf der entlang des Plangebiets lau-
fenden Weinstral3e (K 5326) La&rmimmissionen ausgesetzt.

Der durch den StralRenverkehr verursachte Larm wurde im Rahmen einer schalltech-
nischen Untersuchung durch das Buro Heine+Jud analysiert.

In dem Larmgutachten wurde in Teilbereichen des Geltungsbereichs eine Uber-
schreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 durch Larmimmissionen des an-
grenzenden Stral3enverkehrs festgestellt. Zum Schutz vor Verkehrslarm wurden im
Bebauungsplan als passive Larmschutzmalinahmen Larmpegelbereiche festgesetzt,
die entsprechend der DIN 4109, Ausgabe 2016, anhand des "mal3geblichen Aul3en-
larmpegels” im Tagzeitraum bestimmt werden.
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Hinsichtlich mdglicher weiterer Larmquellen (Abtsberghalle, Sportanlagen, Gewerbe-
betriebe) werden Festsetzungen zu Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen nicht als erforderlich betrachtet.

Fur weitergehende Informationen siehe unter 11.
Naturhaushalt, Naherholung und Landschaftsbild
Das Handlungsprogramm Naturhaushalt des Landschaftsplans der Verwaltungsge-

meinschaft Offenburg (Karte 3) empfiehlt das Freihalten der Flur im Bereich der Luft-
austauschbahnen, wie in Abb. 5 dargestellt.

Fur kiinftige Neubauten bzw. Nachverdichtungen soll daher auf eine lockere Bebau-
ung geachtet werden, was durch die BemalRung der Uberbaubaren Grundstiucksfla-
chen gewabhrleistet ist. Die Baukorper sollen demnach kein Stromungshindernis fur
die Kaltluft darstellen. Weiterhin wird im Entwurf des Landschaftsplans fur das Plan-
gebiet ,Winkel 2“ eine Aufwertung des naturfernen Gewasserabschnitts des Dorf-
bachs vorgeschlagen.

BOS R
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Abb. 5: Karte des Handlungsprogramm Naturhaushalt aus dem Landschaftsplan der Verwaltungsge-
meinschaft Offenburg empfiehlt das Freihalten der Flur (brauner Pfeil).AuBerdem wird eine Aufwer-

tung des Dorfbachs empfohlen (rot gepunkteter Linie)
Kulturguter und Denkmaler
Eingriffe in Kulturdenkmale durch den Bebauungsplan sind nicht vorgesehen.

Hinsichtlich einer Auflistung der Kulturdenkmale innerhalb des Geltungsbereichs sie-
he unter 5.3. Die Erhaltung der Kulturdenkmale in ihrem Uberlieferten Erscheinungs-
bild liegt im offentlichen Interesse. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Kulturdenk-
malen jeweils im Einzelfall zu prifen sein wird, in welchem Umfang und an welcher
Stelle innerhalb der ausgewiesenen tUberbaubaren Grundstticksflache geplante An-
bauten genehmigungsfahig sind.

Es wird weiterhin darauf hingewiesen, dass bei Kulturdenkmalen héhere Anforderun-
gen an die Erhaltung des Erscheinungsbildes gestellt werden kdnnen, als durch die
Regelungen in den ortlichen Bauvorschriften vorgegeben.
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Sollten bei der Durchfihrung der Mal3hahme archéaologische Funde oder Befunde
entdeckt werden, sind gemafd 8§ 20 DSchG Denkmalbehdrde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archéaologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Ke-
ramikreste, Knochen etc.) oder Befunde (Gréaber, Mauerreste, Brandschichten, bzw.
auffallige Erdverfarbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der An-
zeige in unverandertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehérde
oder das Regierungsprasidium Stuttgart, Referat 84 - Archéologische Denkmalpflege
(E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkirzung der Frist einverstanden ist. Auf
die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der
Sicherung und Dokumentation archaologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristi-
gen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.

Baumbestand
Im Bereich des Bebauungsplans ,Winkel 2“ finden sich ékologisch wertvolle Laub-
baume (vgl. Abb. 8, gelbe Darstellung) und Nadelbaume (vgl. Abb. 6, grine Darstel-

lung) mit einem Stammdurchmesser von mehr als 80 cm.

Auf die Regelungen der Baumschutzverordnung der Stadt Offenburg, die derzeit als
Baumschutzsatzung fortgeschrieben wird, wird hingewiesen.

Abb.6: Baumbestand im Bebauungsplangebet ,Winkel 2

Artenschutz

Die naturschutzrechtlichen Bestimmungen zum Artenschutz sind zu beachten. Vor
dem Fallen eines Baumes bzw. dem Abriss eines Gebaudes muss vom Bauantrags-
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steller Uberpruft werden, ob Nistplatze bzw. Bruthéhlen in den Baumbestanden bzw.
Gebauden vorzufinden sind. Das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestéan-
de ist dabei auszuschlieRen. Baumfallungen zwischen Marz und September sind aus
Grinden des Artenschutzes zu unterlassen.

Es haben sich auf der Ebene der Aufstellung des Bebauungsplans keine Hinweise
ergeben, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestadnde berthrt sein kbnnten.

10.4 Gesamteinschéatzung der Belange des Umweltschutzes

Die Belange des Umweltschutzes sind bei der geplanten Aufstellung des Bebau-
ungsplans ,Winkel 2“ hinsichtlich der gegentber der derzeit bereits zulassigen Be-
bauung geprift worden.

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass durch die Aufstellung des Bebauungs-
plans keine erheblichen Beeintrachtigungen gegeniber dem derzeit bereits mogli-
cher Bebauung festgestellt werden kann.

Unter Bertcksichtigung der Ergebnisse von Ortsbegehungen und des Landschafts-
plan-Entwurfs der Verwaltungsgemeinschaft Offenburg sowie der Lage des Gebiets
in einem vorhandenen Wohngebiet, das bereits in dem festzusetzenden Umfang ver-
siegelt und entsprechend anthropogen tberformt ist, ist nicht mit erheblichen nachtei-
ligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen. Durch die Vorhabens- und Stand-
ortmerkmale, sowie Nutzungen, Qualitaten und Schutzguter am Standort und im
Einwirkungsbereich sind nach derzeitigem Kenntnisstand nur geringfiigige umweltre-
levante Veranderungen, die gegentber der derzeit bereits zulassigen Nutzungen
sogar eher positiv ausfallen, zu erwarten.

10.5 Eingriffsausgleich und umweltbezogene Festsetzungen

Ein Eingriffsausgleich ist entsprechend der Regelung des § 1a Abs. 3 S. 6 Bauge-
setzbuch (BauGB) nicht erforderlich, da samtliche Eingriffe im Gebiet bereits vor der
planerischen Entscheidung erfolgt sind bzw. zulassig waren. Die Zul&ssigkeit von
Vorhaben beurteilte sich bis zur Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans nach
§ 34 Baugesetzbuch (BauGB).

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans zur Art und zum Mal3 der baulichen
Nutzung, zur Uberbaubaren Grundstlicksflache und zur Bauweise wird gewahrleistet,
dass nur Bauvorhaben maoglich sind, die bereits bisher entsprechend den Vorschrif-
ten des 8§ 34 Baugesetzbuch (BauGB) zuldssig gewesen waren. Es werden keine
uberbaubaren Grundstticksflachen festgesetzt, die bislang im Auf3enbereich nach §
35 Baugesetzbuch (BauGB) lagen.

Mit der Festsetzung der Pflanzung bzw. Erhaltung mindestens eines grof3kronigen
heimischen Laubbaums pro angefangene 400 m? Grundstiicksflache und der Pflicht
zur Begrunung der unbebauten Grundsticksflache wird einer Vielzahl von umweltbe-
zogenen und gesundheitsvorsorgende Zielen gedient. So sorgt eine stadtische Be-
granung fir ein besseres Stadtklima und dient der Kiihlung, es schafft Lebensraum
fur Tierarten wie Vogel oder Fledermause und verschonert dariiber hinaus das Orts-
bild.
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Darlber hinaus sollen Flachdacher (bis 10 Grad Neigung) bei Neubauten begrint
werden. Diese Dachbegriinung dient dem Regenwasserrickhalt, kihlt das Stadtkli-
ma und bietet ein Biotop fur Pflanzen und Tiere.

11. Immissionen

Das Plangebiet ist durch den Stral3enverkehr auf der durch das Plangebiet laufenden
WeinstralRe (K 5326) Larmimmissionen ausgesetzt. Der durch den Stral3enverkehr
verursachte Larm wurde im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung durch
das Buro Heine+Jud analysiert.

In dem Larmgutachten wurde in Teilbereichen des Geltungsbereichs eine Uber-
schreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 durch Larmimmissionen des an-
grenzenden StralRenverkehrs festgestellt. Zum Schutz vor Verkehrslarm werden im
Bebauungsplan passive Larmschutzmal3nahmen festgesetzt.

Nach DIN 4109 (Ausgabe 2016) werden fur die Festlegung der erforderlichen Luft-
schalldammung von Aul3enbauteilen gegeniber dem Aul3enldrm verschiedene
Larmpegelbereiche zugrunde gelegt. Den Larmpegelbereichen sind die vorhandenen
oder zu erwartenden ,mafigeblichen AulRenlarmpegel” zuzuordnen. Der ,mal3gebli-
che Auldenlarmpegel“ wird nach DIN 4109 (Ausgabe 2016) anhand der berechneten
Beurteilungspegel fur den Tag (6:00 bis 22:00 Uhr) und die Nacht (22:00 bis 6:00
Uhr) bestimmt. Zum errechneten Wert fir den Tag (6:00 bis 22:00 Uhr) sind fur die
Bestimmung der Larmpegelbereiche 3 dB(A) zu addieren. Betragt jedoch die Diffe-
renz zwischen dem Beurteilungspegel tags und nachts weniger als 10 dB(A), so wird
der ,mafigebliche AuRenlarmpegel“ aus einem um 3 dB(A) erhdhten Beurteilungspe-
gel im Nachtzeitraum und einem Zuschlag von 10 dB(A) gebildet (DIN 4109, Ausga-
be 2016). Im vorliegenden Fall betragt die Differenz zwischen dem Beurteilungspegel
tags und nachts fur den StralRenverkehrslarm weniger als 10 dB(A). Demnach ist
letzteres Verfahren anzuwenden. An den maf3geblichen Immissionsorten innerhalb
des Geltungsbereichs liegt entsprechend der ,mal3geblichen Aul3enlarmpegel® ma-
ximal der Larmpegelbereich IV vor.

Die DIN 4109 (Ausgabe 2016) ist noch nicht als Technische Baubestimmung im Sin-
ne des 8 3 Abs. 3 Landesbauordnung (LBO) eingeftihrt worden. Im vorliegenden Fall
ergeben sich bei den berechneten mafl3geblichen Aul3enlarmpegeln nach der DIN
4109 in der Ausgabe 2016 jedoch nur geringfuigige Unterschiede zur Berechnung
nach der als technische Baubestimmung eingefiihrten Ausgabe 1989: An allen Im-
missionsorten wird sowohl nach der alten DIN 4109 von 1989 als auch nach der
neuen DIN 41 von 2016 maximal der Larmpegelbereich IV erreicht. Die Werte an den
reprasentativen Immissionsorten unterscheiden sich maximal um 0,6 dB(A).

Insofern ergeben sich keine wesentlichen Konsequenzen hinsichtlich der im Bebau-
ungsplan zu treffenden Festsetzungen Uber passive Larmschutzmalinahmen gemali
8 9 Abs. 1 Nr. 24 Baugesetzbuch (BauGB). Lediglich die Abgrenzung der Larmpe-
gelbereiche unterscheidet sich geringfigig. Im Sinne der Einhaltung der aktuellen
Schallschutzanforderungen werden die Larmpegelbereiche gemanr DIN 4109, Aus-
gabe 2016, in den Bebauungsplan aufgenommen.

Die Larmpegelbereiche sind dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplans zu ent-
nehmen. Die Anforderungen der DIN 4109, Ausgabe 2016, an die Schalldammung
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der AuRenbauteile (erforderliche SchalldammmalRe R’y res) flir den ausgewiesenen
Larmpegelbereich sind zu erfillen und im Baugenehmigungsverfahren nachzuwei-
sen. Wird im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht, dass im Einzelfall
geringere Larmpegelbereiche an den Fassaden vorliegen (z.B. in abgeschirmten Be-
reichen), kénnen die Anforderungen an die Schallddmmung der Au3enbauteile ent-
sprechend den Vorgaben der DIN 4109, Ausgabe 2016, reduziert werden.

Die DIN 4109, Schallschutz im Hochbau, in der Fassung von 2016, auf die in den
Festsetzungen Bezug genommen wird, kann bei der Stadt Offenburg, Technisches
Rathaus, WilhelmstralR3e 12, 77654 Offenburg, Abteilung Stadtplanung und Stadtge-
staltung eingesehen werden.

Hinsichtlich mdglicher weiterer Larmquellen (Abtsberghalle, Sportanlagen, Gewerbe-
betriebe) werden Festsetzungen zu Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen nicht als erforderlich betrachtet (vgl. auch Ausfih-
rungen unter 7.9). Hinsichtlich mdglicher weiterer Larmquellen (Abtsberghalle, Sport-
anlagen, Gewerbebetriebe) werden Festsetzungen zu Anlagen und Vorkehrungen
zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen nicht als erforderlich betrachtet
(vgl. auch Ausfihrungen unter 7.9). Entsprechend der Vorschriften des § 2 der 18.
Bundesimmissionsschutzverordnung (Sportanlagenlarmschutzverordnung, 18. BIm-
SchV) sind Sportanlagen so zu betreiben, dass an den Immissionsorten bestimmte
Richtwerte nicht Uberschritten werden. Der bestehende Sportplatz unterliegt also be-
reits im Bestand dem Gebot der Riicksichtnahme gegeniber den schutzbedirftigen
Wohnnutzungen in der Umgebung. Neue Baurechte werden durch die Festsetzun-
gen des Bebauungsplans nicht geschaffen, sodass keine Anderung der bestehenden
Situation vorliegt. Durch das als ,Barriere” wirkende Gebaude des Supermarkts in
der Weinstral3e 41 (Flurstiick Rammersweier Nr. 4698) wird der Geltungsbereich zu-
dem teilweise vom Sport- und Freizeitlarm abgeschirmt.

Entlang der Schul- und der WeinstralRe ist im Bebauungsplan entsprechend der vor-
handenen Nutzungen ein Mischgebiet (MI) bzw. ein Dorfgebiet (MD) festgesetzt. Hier
sind grundsétzlich vergleichsweise hohere Larmimmissionen hinzunehmen als in ei-
nem Wohngebiet. Die Festsetzungen des Bebauungsplans fuhren nicht zu einer In-
tensivierung der Immissionen, sondern bilden den Bestand ab.

12. Realisierung

Die Planung umfasst ein Bestandsareal im Siedlungskern von Zell-Weierbach. Die
Realisierung von Bauvorhaben im Bereich einzelner, bislang unbebauter Flachen
erfolgt eigentimerabhéngig.

13. Kosten

Die ErschlieSungsanlagen im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind bereits
vorhanden. Somit entstehen keine Kosten fir die erstmalige Herstellung von Er-
schlieBungsanlagen. Folgekosten wie Unterhaltung, Winterdienst, Reinigung Betrieb
und Pflege missen wie bislang von der Stadt Offenburg getragen werden.

Die Herstellung der Versorgungsanlagen ist ebenfalls erfolgt: ggf. notwendige An-
passungen im Zuge erfolgen durch die jeweiligen Versorgungstrager.
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14. Flachenbilanz

Gesamtflache 3,57 ha
offentlich | Verkehrsflache 0,15 ha
privat Allgemeines Wohngebiet (WA) 2,57 ha
privat Mischgebiet (M) 0,75 ha
privat Dorfgebiet (MD) 0,11 ha

Anlagen

Anlage 1: Stadtebauliches Konzept

Anlage 2: Allgemeine Vorprifung des Einzelfalls gemafld § 13 a Abs. 1 S. 2 Nr. 2

BauGB
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| - Anlage 2 zur Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 16 ,Winkel 2 -

\ Stadt

Offenburg

BEBAUUNGSPLAN NR. 16
» WINKEL 2
ZELL-WEIERBACH

ENTWURF

ALLGEMEINE VORPRUFUNG
DES EINZELFALLS

STADT OFFENBURG
16.05.2018
ABTEILUNG 3.1 STADTPLANUNG UND STADTGESTALTUNG

Dr.- Ing. Assessor Jens Ludeke



1. Grundlage der Beurteilung

Der Bebauungsplan ,Winkel 2“ inklusive ortlicher Bauvorschriften und Erhaltungssat-
zung dient der Sicherung bzw. behutsamen Weiterentwicklung der vorhandenen
stadtebaulichen Struktur sowie des in Teilen noch historisch gepragten Ortsbilds. Es
handelt sich somit um eine Planung im Bestand. Hinsichtlich der Art der baulichen
Nutzung sollen die privaten Grundsticksflachen im Bebauungsplan als Allgemeines
Wohngebiet (WA), als Mischgebiet (MI) bzw. als Dorfgebiet (MD) festgesetzt werden.

2. Vorprifung des Einzelfalls

Der Bebauungsplan soll als ,Bebauungsplan der Innenentwicklung® im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. Hierbei wird analog zu 8§ 13
BauGB (vereinfachtes Verfahren) von der Umweltpriifung nach 8§ 2 Abs. 4, von dem
Umweltbericht nach 8 2a, von der Angabe nach 8§ 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten
umweltbezogener Informationen verfigbar sind, sowie von der zusammenfassenden
Erklarung nach 88 6 Abs. 5 Satz 3 und 10 Abs. 4 BauGB abgesehen.

Die GrofRe der im Bebauungsplan ,Winkel2“ festgesetzten Grundflache betragt weni-
ger als 2 ha und liegt somit unterhalb des in § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) genannten Werts von 20.000 m?. Die Aufstellung des Bebauungsplans
steht jedoch in einem engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang
zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Obertal®. Dessen Groflke der Grundflache ist
daher mitzurechnen. Kumulativ wird die Gro3e der Grundflache von 20.000 m? von
den bebaubaren Grundflachen beider Bebauungspléne tberschritten.

Die GroR3e der Grundflache beider in Aufstellung befindlicher Bebauungsplane (,Win-
kel 2“ und ,Obertal®) ist allerdings geringer als die nach § 13 a Abs. 1 S. 2 Nr. 2
BauGB insgesamt zulassige Grundflache von 70.000 m2.

Der Bebauungsplan kann in diesem Falle entsprechend der gesetzlichen Vorschrift
nur dann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, sofern bei einer Vorpri-
fung des Einzelfalls die Einschatzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraus-
sichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen nach sich ziehen wird. Die Behor-
den und sonstigen Trager oOffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die
Planung berthrt werden kénnen, sind an der Vorprifung des Einzelfalls zu beteili-
gen.

2.1 Prufung der Kriterien gemal Anlage 2 BauGB (zu § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2
BauGB)

1. Merkmale des Bebauungsplans, insbesondere in Bezug auf

1.1 das Ausmal, in dem der Bebauungsplan einen Rahmen im Die Grole des Plangebiets
Sinne des § 14b Abs. 3 des Gesetzes Uber die Umweltver- betragt 3,57 ha. Die GroRRe
traglichkeitsprifung setzt; der bebaubaren Grundflache

von 20.000mz ist durch die
kumulative Betrachtung mit
dem Bebauungsplan Obertal
(inclusive Bestand) uiber-
schritten. Aus diesem Grunde




findet eine Prifung des Ein-
zelfalls gemal Anlage 2 des
BauGB statt.

Die Bebauung des gesamten
Bereichs ware als 8§34 Gebiet
bereits heute in mindestens
dem gleichen MalR3e zul&ssig.
Die geplante Bebauung im
Bereiche des Bebauungs-
plans ,Winkel 2“ geht also
nicht dartiber hinaus. Weiter-
hin werden umweltbezogene
Festsetzungen getroffen.

Durch die Festsetzungen
eines allgemeinen Wohnge-
biets bzw. eines Misch- und
Dorfgebietes ist eine geord-
nete Entwicklung des Bebau-
ungsplanbereiches intendiert,
die keine erhebliche umwelt-
unvertragliche Nutzung nach
sich zieht, sondern im Gegen-
teil, unvertragliche Nutzungen
ausschlief3t.

1.2 das Ausmalf, in dem der Bebauungsplan andere Plane und
Programme beeinflusst;

Der Regionalplan trifft fir das
Gebiet keine spezifischen
Aussagen. Im Flachennut-
zungsplan ist die Flache als
gemischte Flache Bestand
dargestellt. Der Bebauungs-
plan entspricht somit den
Inhalten der Ubergeordneten
Planungen und somit ist keine
Beeinflussung anderer Plane
und Programme durch die
Aufstellung des Bebauungs-
plans erkennbar

1.3 die Bedeutung des Bebauungsplans fur die Einbeziehung
umweltbezogener, einschliellich gesundheitsbezogener Er-
wagungen, insbesondere im Hinblick auf die Forderung der
nachhaltigen Entwicklung;

Aus umweltbezogenen Erwa-
gungen ist der Bebauungs-
plan zu beflrworten, da er
gegeniiber dem Status-Quo
die bauliche Entwicklung len-
ken kann. Weiterhin werden
im Bebauungsplan umweltbe-
zogene Festsetzungen getrof-
fen. Der Bebauungsplan hat
aus Umweltsicht (gegeniber
dem Status Quo deshalb
vorwiegend positive Wirkun-
gen, da eine aus stadtplaneri-
scher Sicht geordnete Ent-
wicklung bewirkt wird.




1.4 die fur den Bebauungsplan relevanten umweltbezogenen,
einschlief3lich gesundheitsbezogener Probleme;

Im Bereich der neuen Bau-
fenster wird eine Bebauung
ermdglicht, die mit einer ent-
sprechenden Versiegelung
und einer damit einhergehen-
den Verminderung der
Grundwasserneubildung und
einen Verlust der Bodenfunk-
tionen einhergeht. Weiterhin
ist im Bereich der Bebauung
ein Verlust der vorhandenen
(meist geringwertigen) gartne-
risch genutzten Biotope zu
erwarten. Zum Schutz vor
Verkehrslarm und damit zur
Gesundheitsvorsorge wurden
im Bebauungsplan als passi-
ve Larmschutzmafnahmen
Larmpegelbereiche festge-
setzt.

Die durch den Bebauungs-
plan mdgliche Bebauung
kann auch ohne Bebauungs-
plan gemal 8§34 BauGB er-
folgen, der Bebauungsplan
lenkt die mégliche Bebauung
nur in gegenliber dem Status
quo in eine stadtebaulich
gewunschte Richtung. Als
umweltbezogene Festsetzung
wird die Pflanzung von einem
Baum pro 400m2 Grund-
stucksflache sowie zur Be-
grinung von Flachdachern
getroffen.

1.5 die Bedeutung des Bebauungsplans fir die Durchfiihrung
nationaler und européischer Umweltvorschriften.

Nationale und Europaische
Umweltvorschriften (etwa
hinsichtlich des Arten- oder
des Gewasserschutzes) sind
bei der Einzelfallprifung mit
eingeflossen. Artenschutz-
rechtliche Problemlagen
durch den Bebauungsplan
sind nicht erkennbar, da
durch den Bebauungsplan die
Entwicklung nur in stadtebau-
lich vertretbare Mal3e gelenkt
wird. Der Gewasserschutz
wird beachtet. Die konkreten
Artenschutztatbestande sowie
die gewasserschutzrechtli-
chen Fragestellungen werden
im Baugenehmigungsverfah-
ren vertieft zu prifen sein.
Eine Beeintrachtigung von
Natura2000-Gebieten ist
durch den Abstand zu diesen




Gebieten von Uber 1 km aus-
zuschlieRen.

2.

Merkmale der mdglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete,

insbesondere in Bezug auf

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Haufigkeit und Umkehrbarkeit

der Auswirkungen;

Es sind im Bereich des Be-
bauungsplans werden dauer-
hafte Versiegelungen mit dem
damit einhergehenden Verlust
von 6kologischen Funktionen
ermoglicht. Gegenuber dem
bisherigen Status Quo an
bebaubarer Flache sogar
geringer. Es werden umwelt-
bezogene MalRnahmen fest-
gesetzt. Aus Umweltsicht ist
die im Bebauungsplan ,Win-
kel 2“ beinhaltete Nachver-
dichtung im Bestand einer
Bebauung im AulRenbereich
vorzuziehen.

2.2 den kumulativen und grenziberschreitenden Charakter der

Auswirkungen;

Es sind im Bereich des Be-
bauungsplans ,Winkel 2*
keine weiteren Planungen
oder Projekte bekannt. Der
raumlich und zeitlich damit
zusammenfallende Bebau-
ungsplan ,Obertal“ wird in die
flachenhafte Auswirkung mit
einbezogen. Dennoch sind
kumulative und grenziber-
schreitende erhebliche Aus-
wirkungen nicht zu befiirch-
ten.

2.3 die Risiken fir die Umwelt, einschlie3lich der menschlichen
Gesundheit (zum Beispiel bei Unféllen);

Umweltrisiken oder Unfélle
sind durch die Wirkungen des
Bebauungsplans nicht zu
befiirchten, da dieser keine
umwelt- und gesundheitsge-
fahrdenden Projekte ermdg-
licht.

2.4 den Umfang und die raumliche Ausdehnung der Auswirkun-

gen;

Die rdumlichen Ausdehnun-
gen der Auswirkungen wer-
den insbesondere auf die im
Bebauungsplan festgesetzten
Baufenster beschrankt. Uber
den jetzt bereits rechtlich
mdglichen Umfang an Aus-
wirkungen hinaus sind keine
Beeintrachtigungen zu erwar-




ten.

2.5 die Bedeutung und die Sensibilitat des voraussichtlich be-
troffenen Gebiets auf Grund der besonderen naturlichen
Merkmale, des kulturellen Erbes, der Intensitat der Boden-
nutzung des Gebiets jeweils unter Bertcksichtigung der
Uberschreitung von Umweltqualitatsnormen und Grenzwer-
ten;

Da die Bebaubarkeit gegen-
Uber der jetzigen Situation
sich nicht vergrofert, sind
keine erheblichen zusatzli-
chen Auswirkungen auf Natur
und Landschaft, das kulturelle
Erbe oder die Intensitat der
Bodennutzung zu erwarten.
Es liegen im Ubrigen keine
besonders sensitiven Gebiete
im Bereich des Bebauungs-
plans ,Winkel 2 vor. Eine
Beeintrachtigung ist somit
nicht gegeben.

Ergebnis: Bei den geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans sind weder negative Auswirkungen
auf die umliegenden Wohnquartiere noch Risiken fuir die Umwelt und die menschliche Gesund-
heit erkennbar. Gegeniiber der Bestandssituation sind keine erheblichen zusatzlichen Auswir-
kungen auf die Natur und Landschaft, das kulturelle Erbe oder die Intensitat der Bodennutzung
zu erwarten.

2.6 folgende Gebiete: Né&chstgelegene Natura 2000
Gebiete befinden sich in tber
2.6.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des 1 km Entfernung. Deshalb
Bundesnaturschutzgesetzes, keine Beeintrachtigung.
2.6.2 Naturschutzgebiete gemafR § 23 des Bundesnaturschutz- keine Beeintrachtigung
gesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.6.1 erfasst,
2.6.3 Nationalparke gemafR § 24 des Bundesnaturschutzgeset- keine Beeintrachtigung
zes, soweit nicht bereits von Nummer 2.6.1 erfasst,
2.6.4 Biospharenreservate und Landschaftsschutzgebiete ge- keine Beeintrachtigung
maf den 88 25 und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes,
2.6.5 gesetzlich geschitzte Biotope gemafl § 30 des Bundesna- keine gesetzlich geschitzten
turschutzgesetzes, Biotope im Bereich des Be-
bauungsplans existent.
2.6.6 Wasserschutzgebiete gemal3 § 51 des Wasserhaushalts- Ein kleinerer am Dorfbach

gesetzes, Heilquellenschutzgebiete gemal § 53 Absatz 4
des Wasserhaushaltsgesetzes sowie Uberschwem-
mungsgebiete geman § 76 des Wasserhaushaltsgeset-
zes,

gelegener Teilbereich des
Bebauungsplans ist im Uber-
schwemmungsbereich (HQ
50 bzw. HQ100) gelegen.
Eine Bebauung ist hier nicht
vorgesehen. Eine Beeintrach-
tigung von Wasserschutzge-
bieten nach Wasserhaus-
haltsgesetz kann im Zusam-
menhang mit dem Bebau-




ungsplan ,Winkel2“ ausge-
schlossen werden, da keine
Wasserschutzgebiete im Ge-
biet gelegen sind.

2.6.7 Gebiete, in denen die in Rechtsakten der Européischen
Union festgelegten Umweltqualititsnormen bereits tUber-
schritten sind,

Im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans ,Winkel 2“
liegen keine Erkenntnisse
Uber Gebiete vor, in denen
Europaische Umweltquali-
téatsnormen tberschritten
werden. Im Rahmen der Lér-
muntersuchungen wurden
MaRnahmen zum Larmschutz
zur Schalldammung der Au-
Renteile festgelegt.

2.6.8 Gebiete mit hoher Bevolkerungsdichte, insbesondere
Zentrale Orte im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Raum-
ordnungsgesetzes,

keine Beeintrachtigung

2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmaéler,
Denkmalensembles, Bodendenkmaler oder Gebiete, die
von der durch die Lander bestimmten Denkmalschutzbe-
horde als archdologisch bedeutende Landschaften einge-
stuft worden sind

Es befinden sich zwei Denk-
maéler im Bereich des Be-
bauungsplans ,Winkel 2.
Im Plangebiet liegen fol-
gende Kulturdenkmale
(Bau- und Kunstdenkmale)
gem. § 2 Denkmalschutz-
gesetz (DSchG):

o Einhaus, am Eckstander
bezeichnet 1839. Einge-
schossiges Gebaude in
Fachwerkbauweise, Knie-
stock mit Satteldach. Heute
neuer Querbau angefigt.
Schulstral3e 12 (Flst. Zell-
Weierbach Nr. 512):

o Bildstock, wohl 16 Jh. Bild-
stock aus Sandstein mit
grofRer Laterne. Sockel auf
guadratischem Grundriss.
Schaft eingezogen mit ab-
gefassten Kanten. Ur-
springlicher Standort wohl
in der Schulstral3e, wieder
aufgestellt 2016 im Geden-
ken an den 2015 verstorbe-
nen Heimatforscher Gernot
Kreutz)

Durch die Festsetzungen des
Bebauungsplans ,Winkel 2*
wird eine Beseitigung der
Denkmaler nicht ermdglicht.
Konkrete denkmalpflegeri-




sche Fragstellungen sind im
Baugenehmigungsverfah-
ren zu bewaltigen.

Als Ergebnis der Prifung des Einzelfalls gemaf §3c UVPG kann
festgestellt werden, dass der Bebauungsplan ,Winkel 2¢
nicht zu erheblichen Umweltauswirkungen fuhrt. Das Plan-
gebiet liegt nicht in einem nach BNatSchG ausgewiesenen
Gebiet, Auswirkungen auf Gebiete aul3erhalb des Bebau-
ungsplans kénnen wegen Entfernung und des Fehlens von
potentiellen (Fern-) Wirkungen aus dem Gebiet heraus
ausgeschlossen werden. Es sind somit keine besonders
empfindlichen Gebiet gemaf3 Anlage 2 des BauGB i.V.m.
Anlage 2 des UVPG direkt oder indirekt erheblich nachteilig
betroffen. Es besteht von daher keine Pflicht zur Priifung
der Umweltvertraglichkeit. Das Bebauungsplanverfahren
kann nach § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren
durchgefiihrt werden.

2.2 Prufung der UVP-Pflichtigkeit des Bebauungsplans ,,Winkel 2*

Das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB ist auch ausgeschlossen, wenn
durch den Bebauungsplan die Zulassigkeit von Vorhaben begrindet wird, die einer
Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem Gesetz Uber
die Umweltvertraglichkeitspriufung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen.

Hierzu zahlen neben den Einzelvorhaben, fir die eine Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung besteht, auch die in Nr. 18 der Anlage 1 zum UVPG
genannten Bauvorhaben. Die Nr. 18.1 bis 18.6 genannten Bauvorhaben beziehen
sich auf den AulRenbereich, was fur die vorliegende Planung nicht relevant ist. Das
unter Nummer 18.8 genannte Vorhaben bezieht sich ausdriicklich jedoch auf den
,Bau eines Vorhabens der in den Nummern 18.1 bis 18.7 genannten Art, soweit der
jeweilige Prufwert fur die Vorprifung erreicht oder tberschritten wird und fur den in
sonstigen Gebieten ein Bebauungsplan aufgestellt, gedndert oder erganzt wird®“. Es
liegen mit der Aufstellung eines Bebauungsplans in Bestandsgebieten die Voraus-
setzungen fur Vorhaben unter Nummer 18.8 also nicht vor.

Nach Landesrecht besteht ebenfalls keine Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltver-
traglichkeitsprufung.

3. Gesamteinschatzung des Einzelfalls

Die geplante Aufstellung des Bebauungsplans ,Winkel 2“ und die damit gegenuber
der derzeit zulassigen Nutzung einhergehende Anderung wurden einer allgemeinen
Vorpriufung des Einzelfalls unterzogen (siehe 2.1).

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass nach den Kriterien der Anlage 2 zum
Baugesetzbuch (BauGB) keine Hinweise gefunden wurden, die einem Bebauungs-
plan der Innenentwicklung nach 813a BauGB ohne Umweltvertraglichkeitsprifung
entgegenstehen wirden.



https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=13a

Unter Bericksichtigung der Ergebnisse der Ortsbegehungen, des Landschaftsplan-
Entwurfs der Verwaltungsgemeinschaft Offenburg sowie der Lage des Gebiets in
einem vorhandenen Wohngebiet, das bereits stark anthropogen uberformt ist, ist
nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen.

Insgesamt sind aufgrund der Sachverhaltsdarstellung der Vorhabens- und Standort-
merkmale, sowie Nutzungen, Qualitaten und Schutzguter am Standort und im Einwir-
kungsbereich nach derzeitigem Kenntnisstand hdchstens geringfligige umweltrele-
vante Veranderungen zu erwarten.

Es ist zu erwarten, dass sich umweltrelevante Veranderungen gegeniber der derzeit
bereits zulassigen Nutzung eher positiv auswirken.

Aufgrund der Untersuchungsergebnisse wird keine Veranlassung gesehen, einen
formlichen Umweltbericht im Sinne des Baugesetzbuchs (BauGB) durchzufihren.

Quelle

Entwurf des Landschaftsplans der Verwaltungsgemeinschaft Offenburg (2018).
Online: http://www.offenburg.de/html/downloads498.htmlI?&;



http://www.offenburg.de/html/downloads498.html?&

	20180404_Anlage-4_Begruendung-Winkel2_Kr
	Stbl-Konzept
	Pläne und Ansichten
	1000


	20180222_Einzelfallpruefung-Winkel-2

